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’M. Salchow  

Homepage  und es
ist Ihr Report!

Mit den Mitgliedern des Bundesvorstandes wünsche ich Ihnen
allen und uns einen schönen, gut bewetterten Sommer, und,
wenn möglich, in Ihren Ferien mit den Kindern gute Erholung.

Für den Bundesvorstand
stets Ihr

- umso besser, denn es ist Ihre 

Homepage  ja heut-
zutage keine Rolle mehr.

Wenn sie auch noch neue Ideen, Vorschläge oder Wünsche
mitbringen 

,,Macher” von Report und 
ditiom-

munikation der 

- aus allen Berufen und aus allen Lan-
desteilen, denn  online spielen die Entfernungen für  

Homepage weiter zu ver-
bessern.

Auch das Redaktionsteam des Report erzielt, wie man
sehen kann, immer wieder gute Erfolge und arbeitet an neuen
Ideen.

Mitarbeiter für alle Teams sind dringend notwendig und
stets hoch willkommen  

desg
Verbandes geworden, genau so wesentlich wie der Report;
unsere vierteljährlich erscheinende und immer wieder frische,
interessante und Freude bereitende Fachzeitschrift.

Foren-Team und Homepage-Team kommen in ihrer Arbeit
gut voran und sind bemüht, das Leistungsangebot des Ver-
bandes mit einer völlig überarbeiteten  

Homepage  mit Informationsteil,
Urteilsdatenbank und Foren eine wesentliche Leistung 

,,Gemecker” hinterher ersetzt wird.
Es ist Ihrer aller Recht, in voller Delegierten-Stärke ver-

treten und  Ihrer aller Chance, an der Weiterentwicklung des
Verbandes beteiligt zu sein!

Gegebenenfalls ist für Gäste die Anwesenheit bei einem
Wahlabend auch eine gute (eigentlich sogar die beste!) Gele-
genheit, sich als Neumitglied eintragen zu lassen und sich in
unsere Solidargemeinschaft einzureihen.

Ermuntern Sie unsere Gäste dazu!
Neben der  Rechtsberatung, an deren Umstrukturierung

wir arbeiten (müssen, weil sich Gesetze verändert haben und
noch verändern!), ist unsere 

,,Betroffenen ” in Deutschland auch ohne Problem tun kann und
bei weiter sinkenden Mitgliederzahlen und vielen eigenbröt-
lerisch handelnden Einzelkämpfern auch weiter tun wird.

Das ist die Messlatte unserer Anstrengungen! 7.000 Mit-
glieder sind nicht genug!

Wenn Sie diesen Report in Händen halten, wird die  öffent-
liche Anhörung der Fachverbände und Experten durch das
BMJ zum Referentenentwurf, bei der wir mit Sicherheit sehr be-
teiligt sein werden, bereits erledigt sein und auch die  Düssel-
dorfer Tabelle, die ab Beginn des kommenden Quartals gel-
ten soll, wird Ihnen vorliegen.

Der Bundesvorstand ist sehr zufrieden, dass bereits viele
Meldungen der Wahlergebnisse der  Delegiertenwahlen in
den Bezirks- und Kontaktstellen vorliegen.

Lassen Sie mich bitte nochmals an alle Mitglieder appellie-
ren, sich in den Bezirks- und Kontaktstellen an diesen Delegier-
tenwahlen zu beteiligen, als Delegierte (oder Ersatz-Delegierte)
zur Verfügung zu stehen und damit deutlich zu machen, dass
Demokratie in unserem Verband weiterhin selbstverständlich

ist und nicht durch Bequemlichkeit oder Interesselosigkeit ein-
gegrenzt und durch  

Mi’llionen  seit 1977 von Trennung und Scheidung
,,organisietten“ von

mehr als zehn 

-
was sie ja bei insgesamt nur etwa 20.000 

,,Randgruppe” 
gen und politische Änderungen haben ein anderes Schrittmaß.

Die große Politik sieht uns immer noch als 

- gesellschaftliche Entwicklun-

Erfolg’e  zu be-
zeichnen, wenn sie 100 % der eigenen Forderungen abdecken,
mag sich mit Geduld wappnen  

auch wei-
terhin nicht für emotionsgesteuerte, extreme Argumentationen
verwenden, die uns in den Augen der Gesellschaft leicht wie-
der in eine bestimmte Ecke rücken könnten.

Wer also vor hat, Fortschritte nur dann als 

z.T.
extremen Forderungen und Erwartungen zur anstehenden Un-
terhaltsrechtsreform erhalten. Gesetze werden jedoch niemals
für den Einzelnen gemacht, der Verband hat sich bereits vor
Jahren dem Ausgleich verschrieben und wird sich 

Schluss  noch
in einem life gesendeten Hörermagazin des Bayerischen Rund-
funks einiges für den Bekanntheitsgrad des Verbandes tun.

In der letzten Zeit habe ich verschiedene Zuschriften mit  

- noch nichts wirklich Neues vorlag.
So konnten wir aber über unsere eigenen Presseerklärun-

gen hinaus in manchem Zeitungsartikel und zum  

- durch Verzögerungen bei der Ab-
stimmung zwischen den Ressorts der Bundesregierung hat es
bis Ende Mai gedauert, bis wir das Papier endlich in Händen
hielten.

Unsere schriftliche Ausarbeitung der Einzelforderungen hat-
te ja bereits seit meinem Besuch im Januar 2005 im BMJ vor-
gelegen.

Interessanterweise wurde Anfang Mai eine Pressekam-
pagne zu diesem Thema gestartet, auch wenn alle Redaktio-
nen wussten oder von uns noch einmal darauf hingewiesen
wurden, dass eigentlich-außer einer leicht überarbeiteten Fas-
sung des Eckpunktepapiers aus dem BMJ vom November letz-
ten Jahres  

viele von Ihnen haben die Mitglieder des Bundesvorstandes
und ich ja bei der Klausurtagung 2005  der Bezirks- und Kon-
taktstellenleiter in Karlsruhe gesehen und ich denke, Sie sind
mit mir einer Meinung, dass dort ein buntes und abwechs-
lungsreiches Programm geboten worden ist.

Leider haben wir nun doch den  Referentenentwurf zur
Unterhaltsrechtsreform nicht mehr wie gehofft rechtzeitig
zur Klausurtagung erhalten  
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Für den Bundesvorstand
gez. M. Salchow, Bundesvorsitzender
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a ll e i ne i n 2003 u m sechs P r ozen t.

n il m li ch n i ch t nu r de r K i ndesun -
t e r ha lt s t e i gen kann , sonde r n auch en t sp r e -
chend de r Se l bs t beha lt. De r wu r de se it 2001
i mm e r h i n w i ede r e i n m a l e r höh t, i mm e r h i n
u m sechs P r ozen t. W a r j a woh l auch höchs -
t e Ze it, denn i m g l e i chen Ze itr au m i s t de r
K i ndesun t e r ha lt e r heb li ch m eh r anges ti e -
gen , 

b i sschen E i nsehen m it unse r en Fo r de r un -
gen , dass 

,, gen i eßen ” w ir s i e noch m a l s ,

d i e v i e ll e i ch t l e t z t e Düsse l do rf e r Tabe ll e . I m -
m e r h i n ha tt en die Herren Richter doch  e i n

- D ahe r 

. gekoppe lt
w e r den . W e l che Au s w i r kungen das ha t,
l esen S i e , li ebe M it g li ede r, i m nächs t en R e -
po rt. 

. i s t d i es m a l s i-
che rli ch auße r ge w öhn li ch , abe r s i e ha t es
ve r d i en t, d i e Düsse l do rf e r Tabe ll e . W a r u m ?
M ög li che r we i se wa r es d i e l e t z t e Düsse l do r-
f e r Tabe ll e , m ög li che r w e i se w ir d s i e abge -
scha fft i m Zuge de r Re f o r m des Un t e r ha lt s-
r ech t s . De r K i ndesun t e r ha lt so ll ans S t eue r-
r ech t, an d i e K i nde rfr e i be tr äge , 

UMer  Titelbild  
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DL Hans-Peter Braune
Rechtspolitischer Sprecher des Verbandes 

RA 

Ubergangsvorschriften  wird die Regelbe-
trag-Verordnung aufgehoben, dynamisierte Titel wer-
den auf Prozentsätze des Mindestunterhalts umgestellt,
Tatsachen, die sich durch das Unterhaltsrechtsände-
rungsgesetz neu ergeben haben, sollen auch noch in
der Revisionsinstanz vorgebracht werden können.

Der Verband begrüßt den Referentenentwurf und
wird im Rahme? der Anhörung sowie der Möglich-
keit der schriftlichen Stellungnahme auf weitere Ver-
besserungen drängen. Wir sehen gute Chancen, dass
nach der Kindschaftsrechtsreform einmal wieder viele
unserer Forderungen erfüllt werden.

0 1585 c E.
In den  

Vergl$chs),  

~~~~~~~~~~~
Vor Rechtskraft der Ehescheidung bedürfen Vereinba-
rungen über den nachehelichen Unterhalt der nota-
riellen Beurkundung (bzw. eines gerichtlich protokol-
lierten 

‘~~~~.~~~~  .j, 

nmn Partner.
Entscheidender Umstand soll allein sein, dass der
geschiedene Ehegatte, der eine neue Lebensgemein-
schaft eingegangen ist, die sich verfestigt hat, sich
damit endgültig aus der nachehelichen Solidarität
herauslöst und zu erkennen gibt, dass diese nicht
mehr benötigt wird bzw. hierauf verzichtet werden soll.
Auch dies ist eine alte Forderung des ISUV.

hat der ISUV ständig mit der For-
derung um Anderung hingewiesen.

Eingefügt wird in Ziff. 2 des Entwurfs ein neuer
Härtegrund, nämlich das dauerhafte Zusammenleben
des Unterhaltsberechtigten mit einem  

Miss-
Verhältnis 

- auch auf dieses  ,,Kurzzeitehe” leer liefe 

,,kurze Ehedauer“ in Kinderbetreuungsfällen
kaum mehr denkbar wäre und der Härtegrund der

&r
Unbilligkeit”. In der Ziff. 1 wird die wichtige Ergän-
zung hinzugefügt, dass die Zeit der Kinderbetreuung
entgegen dem bisherigen Wortlaut für Nr. 1  nicht
der Ehezeit hinzuzurechnen ist, sondern erst im Rah-
men der Abwägung relevant werden soll, da anderen-
falls eine  

-
kung oder Versagung des Unterhalts wegen gr

,,Beschrä§ 1579 E erhält die neue Überschrift  

5 1578 b E nunmehr
für alle nachehelichen Unterhaltstatbestände gilt.

9 1578 b E
sprechen, trägt der Unterhaltsverpflichtete.

Die bisherigen eng begrenzten Möglichkeiten der
zeitlichen Beschränkung eines nachehelichen Unter-
haltsanspruchs sollen entfallen, weil die Herabsetzung
und zeitliche Beschränkung nach  

fortwirkende Solida-
rität nicht von vorneherein eine Lebensstandardgaran-
tie bewirkt und auch keinen zeitlich unbegrenzten Un-
terhaltsanspruch. Es sollen vielmehr die ehebedingten
Nachteile ausgeglichen werden, als Beispiele werden
angeführt die Dauer der Ehe, der Kinderbetreuung, die
Arbeitsteilung während der Ehe. Die Entscheidung
bleibt den Gerichten im jeweils konkreten Einzelfall
überlassen. Die Darlegungs- und Beweislast für die
Tatsachen, die für eine Anwendung von  

,,ehebedingten Nachteile” zu erleich-
tern. Dies bedeutet, dass die sich aus Art. 6 GG auch
nach der Scheidung ergebende  

9 1578 b E entspricht dieser For-
derung, indem dort die Herabsetzung und die zeitliche

Begrenzung des Unterhalts wegen Unbilligkeit vorge-
sehen wird. Die Neuregelung verfolgt das Ziel, die Be-
schränkung von Unterhaltsansprüchen anhand objek-
tiver Billigkeitsmaßstäbe, insbesondere anhand des
Maßstabs der  

Begrenzufig  jeglichen nachehelichen Unter-
haltsanspruchs. 

zeifliche

- ob
die Ausübung des früheren Berufs unbillig ist.

Eine der wichtigsten Forderungen des
ISUV war die Herabsetzung ohne  

,,Nerzklausel”.
Die ehelichen Lebensverhältnisse sind nur noch ein
Korrektiv im Rahmen einer Billigkeitsabwägung  

- d.h. Ende der 

9 1574 E, dessen Abs.  1 und 2 im Licht der stärkeren
Betonung des  Grundsatzes der Eigenverantwor-
tung neu gefasst werden sollen. Vom geschiedenen
Ehegatten wird eine angemessene Erwerbstätigkeit
erwartet. Neu aufgenommen wurde das Merkmal der
früheren Erwerbstätigkeit. Die Erwerbstätigkeit in ei-
nem früher ausgeübten Beruf  ist grundsätzlich
immer angemessen 

9 1569 Satz 2 E BGB.
Hier ist eine alte Forderung des ISUV aufge-
nommen worden.

Besonders hinzuweisen ist auf die Bestimmung des

$5 1570 ff,  

kla.rQeStellt,  dass den ge-
schiedenen Ehegatten die Obliegenheit trifft, nach
der Scheidung selbst für sein wirtschaftliches Fort-
kommen zu sorgen. Ist er hierzu außer Stande, hat er
einen Anspruch auf Unterhalt nur nach den folgenden
Vorschriften der 

§ 1569 E, gleichzeitig wird in
Satz 1 dieser Bestimmung  

(,,Grundsatz der Eigen-
verantwortung “) vor 

~;nig~2~~~~~n~:~~~aj7

Der Entwurf stellt den Grundsatz der  Eigenverant-
wortung in den Vordergrund und stärkt ihn in mehr-
facher Hinsicht: durch eine prägnantere Fassung der
amtlichen Überschrift  

~~~~~~~~~~!~~~~  2, 

Kin3er hervorgehen.
An nächster Stelle stehen die anderen Ehegatten,

sodann die volljährigen Kinder und diejenigen, die
nicht privilegiert sind, dann kommen die Enkelkinder,
die Eltern und weitere Verwandte der aufsteigenden
Linie.

unterhaltsberel:htigt  sind oder im Falle einer Schei-
dung wären sowie Ehegatten einer Ehe von langer
Dauer, eine alte Forderung des ISUV  nach Auf-
hebung der Benachteiligung der Zweitfamilie, wenn
aus dieser 

-, an zweiter Stelle
stehen Elternteile, die wegen Betreuung eines Kindes

- eine alte
Forderung des Verbandes  

3 1603 Abs. 2, Satz 2 BGB  

E.
An erster Stelle stehen in der Regel minderjährige

unverheiratete Kinder und privilegierte Kinder im
Sinne von  

§ 1609 

Referentenent-
wurf nicht vor.

Die unterhaltsrechtliche Rangfolge wird
geändert, 

1,7.2005 anzuwendende Düsseldorfer Tabelle
wird sich hieran ausrichten müssen. Eine gesetzliche
Definition des Selbstbehalts sieht der  

£

Die ab 

43,40 £) =272,60 -£(316,-
c

Kind, Stufe 3 auf
30,- 227,-e) =-8(257,-

E
Kind, Stufe 2 auf

17,60 E) =181,40 -£(199,-

Mindest-
Zahlbeträgen beläuft sich
Kind, Stufe 1 auf

S

Die Differenz zu den bisherigen 
272,60 £ =77,- - £ 349,60 

+I
Kind, 3. Altersstufe,

227,- 77,-f =- £ 304,- 
£

Kind, 2. Altersstufe,
181,40 77,-E =- f 258,50 1, Altersstufe,

das%usammen  mit dem Kinder-
geldanteil der Mindestbedarf des Kindes zu decken
ist und nur dann, wenn der Unterhaltspflichtige nicht in
der Lage ist, den Mindestbedarf des Kindes (mit Kin-
dergeldanteil) sicherzustellen, das Kindergeld zur Auf-
stockung des Unterhalts zu verwenden ist.

Mindestzahlbeträge werden somit sein
Kind,

S 1612 b, Abs. 5 E wird das
Kindergeld aber nun nur dann nicht angerechnet,
wenn der Unterhaltspflichtige außer Stande ist, den
Mindestunterhalt zu leisten.

Dies bedeutet, 

9 1612 b, Abs. 5
BGB nicht entfallen, nach  

% des Regelbe-
trages entspricht.

Dies ist beabsichtigt, weil sich nach der Begrün-
dung des Referentenentwurfs die bisherige Regelung
zum tatsächlichen Existenzminimum (135 % des Re-
gelbetrages nach der Regelbetrag-Verordnung) sich
von dem tatsächlichen Existenzminimum  zuneh-
mend entfernt hat. Die bisherigen Regelbeträge  ent-
fallen ebenso wie die Regelbetrag-Verordnung. Dies
bedeutet, dass in Ost- und Westdeutschland  keine
unterschiedlichen Unterhaltsbeträge mehr bestehen.

Zwar ist die Bestimmung des  

Düsseldbrter Tabelle, Einkom-
mensgruppe 6, welche 135  

E.
Diese Beträge liegen unter den Unterhalts-
beträgen der 

349,60 £, mtl.  495,20 
=£ 3.648,- I Kind 3. Altersstufe, 115 % = jährlich  

304,-E.
3.648,-e =

mtl. 
3 Kind, 2. Altersstufe, 100 % = jährlich  

£.258,40 
f =

mtl. 
3.100,80 1. Altersstufe, 85 % = jährlich  :a Kind, 

3.648,-E. Danach ergibt sich als Mindestunterhalt
1.824,-E, der doppelte Kinderfreibetrag beträgt somit

-
115 % des doppelten Kinderfreibetrages.

Der doppelte Kinderfreibetrag wurde deshalb ange-
setzt, weil dieser jeweils beiden Elternteilen zusteht.

Der Kinderfreibetrag beläuft sich derzeit auf jährlich

3 für die Zeit vom 13. Lebensjahr an (3. Altersstufe)
%,

I: für die Zeit vom 7. bis zur Vollendung des 12. Le-
bensjahres (2. Altersstufe) 100  

%,(1. Altersstufe) 85  
2 für die Zeit bis zur Vollendung des 6. Lebensjah-

res 

- betragen:
-

die Einteilung in drei Altersstufen bleibt  
(ESIG). Er soll entsprechend dem Alter des Kindes  
5 12 Abs. 6, Satz 1 des Einkommenssteuergesetzes

aufgtanommen  worden, näm-
lich die gesetzliche Definition  des Mindestunter-
halts minderjähriger Kinder.

Der jährliche Mindestunterhalt richtet sich nach
dem doppelten Freibetrag für das sächliche Existenz-
minimum eines Kindes (Kinderfreibetrag) gemäß

des Entwurfs (E) ist eine  For-
derung des ISUV 

9 1612 a  

,;.,.;_*.,

In dem neuen  

-- / . <”1 3 .; _ :

2005/1),  S. 8 f.,
nur auf Grund einer vorliegenden Pressemittei-
lung zur geplanten Reform des Unterhaltsrechts

Stellung genommen werden, so können wir nun den
am 24.5.2005 vorgestellten Referentenentwurf beur-
teilen und sehen dort nach 30 Jahren des Kampfes
eine Vielzahl unserer Forderungen-wenn auch nicht
alle- berücksichtigt und umgesetzt, und zwar sowohl
in dem Teil des Entwurfs, der den Kindesunterhalt, als
auch in demjenigen, der den nachehelichen Ehegat-
tenunterhalt betrifft.

‘104 (März onnte im Repor t Nr. 

-Referentenentwurf Reform des Unterhaltsrechts  



Be-
streitung des Unterhalts  einsetzen. Dies ist nicht
der Fall, wenn dies für ihn mit einem wirtschaftlich
nicht mehr vertretbaren Nachteil  verbunden
wäre. So wird in der Rechtsprechung die Veräußerung
eines nach den übrigen Verhältnissen der Familie an-
gemessenen Familienheims im Allgemeinen nicht
verlangt werden können. Anders ist es jedoch, wenn
es sich um ein weder als Einkommensquelle noch zur
Befriedigung des Wohnbedarfs der Familien nötiges
Ferienhaus handelt.

Somit ist in dem benannten Fallbeispiel nach der
bisherigen Rechtsprechung Herr M. nicht verpflichtet
gewesen, das Familienheim zu veräußern, jedoch ge-
gebenenfalls das Ferienhaus.

Mit dem Unterhaltsanspruch geht auch der  Aus-
kunftsanspruch über auf das Sozialamt, so dass das

muss in Ermangelung sonstiger Mittel grundsätzlich
auch den Stamm seines Vermögens zur  

Schwiegerkind zu
Unterhaltszahlungen gegenüber den Schwiegereltern
auch nicht auf indirekte Art und Weise herangezogen
werden kann.

Geschwister sind anteilig ihrem Einkommen an
den Unterhaltszahlungen zu beteiligen. Hat eine un-
terhaltsverpflichtete Geschwisterpartei  kein eigenes
Einkommen oder nur geringes eigenes Einkom-
men, so  ist der Unterhaltsanspruch gegenüber
dem Ehepartner als Einkommen zu berücksichtigen,
auch wenn nur geringes, unter dem oben genannten
Selbstbehalt liegendes Einkommen vorhanden ist, ggf.
auch Taschengeldanspruch.

Es besteht grundsätzlich die  Verpflichtung zum
Einsatz des Vermögens durch Verwertung des
Vermögens. Der unterhaltspflichtige Verwandte

blickauf den vorrangigen Ehegattenunterhaltsan-
spruch.

Es ist bei der Berechnung des Elternunterhaltes
ausschließlich auf das Einkommen des Unterhalts-
pflichtigen abzustellen, da das  

Hin-

Voraussebung  ist, dass die Anschaffung der
Eigentumswohnung als eine vertretbare wirtschaft-
liche Vorsorgemaßnahme anzuerkennen ist.

Wenn der Unterhaltspflichtige in einem Eigenheim
wohnt, so ist der  Wohnvorteil zu  berücksichtigen
und dem unterhaltsrechtlich relevanten Einkommen
zuzuschlagen. Hierbei ist vom marktüblichen Mietzins
auszugehen. Von dem so bestimmten Nutzungswert
der Wohnung sind alle  verbrauchsunabhängigen
Kosten, wie Zins und Tilgung, Grundsteuer, Versi-
cherungen usw. in Abzug zu bringen. Sind die Belas-
tungen höher als der Wohnvorteil, so sind diese zu
berücksichtigen.

Sofern unterhaltsberechtigte Kinder  vorhan-
den sind, so geht deren Unterhalt vor dem Elternun-
terhalt. Auch der Unterhaltsanspruch der  Ehefrau des
Unterhaltsverpflichteten geht der Verpflichtung gegen-
über den Eltern  vor. (BGH 2003,860 ff, 2004, 792 ff)

Das Einkommen des Ehegatten  des Unter-
haltspflichtigen spielt bei der Berechnung des Eltern-
unterhaltes keine Rolle.  Er kann zur Leistung nicht
herangezogen werden. Jedoch ist  mögliches Ein-
kommen des Ehegatten zu berücksichtigen im  

Eigentums-

Fäll e
Wohnung, die der Unterhaltspflichtige selbst  nicht be-
wohnt. 

Vermögensbildung  aufgibt. Dies gilt selbst
für die  Unterdeckung bezüglich einer  

Krankenvorscirge, Hausratsversicherung, Haftpflicht-
versicherungen, Rechtsschutzversicherungen. Auch
Beiträge zur Lebensversicherung für eine zusätzliche
Altersvorsorge können nach der neuen BGH-Recht-
sprechung berücksichtigt werden. Soweit der Unter-
haltspflichtige mit einer vermögensbildenden Maßnah-
me begonnen hat, bevor er mit dem Elternunterhalt hat
rechnen müssen, so ist es ihm nicht zuzumuten, dass
er diese  

f betragen würde.
Zu berücksichtigen sind vorab die Verbindlich-

keiten für Ratenkredite, für Hausschulden, für Unter-
haltsverpflichtungen gegenüber den Kindern und der
Ehefrau, Vorsorgeversicherungen, wie Lebensversi-
cherung, Rentenversicherungen, Aufwendungen für

1.250,-  

f
nach der Düsseldorfer Tabelle würde dies bedeuten,
dass der Selbstbehalt  

.OOO,- angemessenen  Selbstbehalt von 1  

:Selbstbehalt  zwischen 20 % über 30 %
bis 70 % gelegen. Ausgehend von dem derzeit gel-
tenden 

Altersvors,orge. Nach der recht unterschiedlichen
Rechtsprechung war der Zuschlag zum normalen an-
gemessenen 

umn Heimkosten der Eltern geht.
Bei der Bestimmung der Leistungsfähigkeit der

Unterhaltsverpflichteten gestattet das Gesetz aus-
drücklich die Berücksichtigung sonstiger Ver-
pflichtungen, zu  der auch solche gehören wie Vor-
sorge oder angemessene Bildung von Rücklagen
zur 

FamRZ 1992 S. 795) entschieden.

Es entspreche der natürlichen Generationsfolge, dass
Eltern regelmiißig damit rechnen müssen, dass sie
ihren Kindern ohne abgeschlossene Ausbildung und
wirtschaftliche Selbständigkeit auch über das 18. Le-
bensjahr hinaus Unterhalt zu gewähren haben. Mit
einer solchen Entwicklung sei nicht gleichzusetzen,
dass Eltern nach ihrem Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben ihre Kinder, die inzwischen selbst Fami-
lien gegründe! haben, auf Unterhalt in Anspruch neh-
men müssten. Zur Sicherstellung von Kindesunterhalt
und auch Ausbildungsunterhalt für volljährige Kinder
müssen den Eltern größere Opfer angesonnen werden,
als wenn es  

hat  der Bun-
desgerichtshof in einer grundlegenden Entscheidung
(BGH 

%, erhöht. Dies  

_

Leistungsfähigkeit wurden in der Regel in der Vergan-
genheit in der Rechtsprechung nach  pauschalierten
Selbstbehaltssätzen beurteilt. Ausgegangen wurde
dabei von Selbstbehaltssätzen, die bei Unterhaltsbe-
dürftigen volljährigen Kindern gegenüber ihren Eltern
Geltung hatten. Diese wurden um einen maßvollen
Zuschlag, in der Regel 25  

Irr .~~_ _i_-~ n.; ^I_.__,. . . . ÖLS-.-_~=~__~~L 
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all’gemeinen Bedarfs benötigt.
Der Eigenbedarf des Unterhaltspflichtigen und seine

ISUV-Foren 

FamRZ 1990 S. 1137).
Dem Unterhaltspflichtigen müssen grundsätz-

lich diejenigen finanziellen Mittel belassen werden, die
er zur Deckung des seiner eigenen Lebensstel-
lung entsprechenden 

I BGB). Die-
ser darf also  weder einsetzbares Vermögen ha-
ben noch dürfen  Einkünfte aus Vermögen  oder
Erwerbstätigkeit oder Renten in hinreichendem
Umfang zur Verfügung stehen. Vorhandenes  Ver-
mögen ist grundsätzlich zu verwerten.  Dies gilt
ausnahmsweise nur dann nicht, wenn die Verwertung
unmöglich ist oder völlig unwirtschaftlich wäre (OLG
Düsseldorf 

(9 1602 

1 BGB).
Voraussetzung des Unterhaltsanspruchs ist die

Bedürftigkeit des Berechtigten  

Ill(5 1606 

II BGB).
Gleichnahe Verwandte haften anteilig nach ih-
ren Erwerbs- und Vermögensverhältnissen  

0 1584 II, (9 1608 Satz  

Hilfeempf&gers im zwei-
ten und entfernteren Grad nicht mehr zurück
greifen.

Das hat  zur Folge, dass die Großeltern für den
Unterhalt ihrer Enkel und umgekehrt sozialhilferecht-
lich nicht herangezogen werden können. Beim Eltern-
unterhalt geht es in der Praxis in der Regel vor allem
um die Absicherung des  Pflegefallrisikos, aber
auch um den Lebensbedarf älterer geschiedener, ins-
besondere Frauen, die, wenn überhaupt nur über
Minimalrenten verfügen.

Der Ehegatte des Bedürftigen haftet im übrigen
vor dessen Verwandten. Bei fehlender Leistungsfähig-
keit des Ehegatten tritt jedoch  die Ersatzhaftung
der Verwandten  ein 

I 3 Bundessozialhilfegesetz) kann der Sozialhil-
feträger auf Verwandte des  
(5 91 

sehe Recht diese Unterhaltspflicht nicht.
Nach den Regelungen des  Sozialgesetzbuchs

angloamerikani-

f 1601 BGB zum Unterhalt verpflichtet. Die gesetz-
liche Unterhaltspflicht kann also auch Verwandte
zweiten, oder auch entfernteren Grades treffen, Groß-
eltern und Enkel, Urgroßeltern und Urenkel.

Dies ist ebenso geregelt in Frankreich, Österreich
und in der Schweiz, während in den Niederlanden
1987 die Unterhaltspflicht zwischen Großeltern und
Enkeln abgeschafft wurde. In Großbritannien wurde
die Unterhaltspflicht der Großeltern gegenüber ihren
minderjährigen Enkelkindern 1989 eingeführt. Ansons-
ten kennt das skandinavische und  

!:

Verwandte in gerader Linie  sind einander gern.

, .,...l 1 ‘,  .  ; _> :~  ,. >  * >  .: \ _I,,, 3.  : 
1.,/  
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2.400,-c. Herr M. erhält nunmehr ein Schreiben des Sozialamtes. In diesem
Schreiben wird er aufgefordert, Auskunft über sein gesamtes Einkommen und sein gesamtes Vermögen und
das seiner Ehefrau zu geben. Herr M. hat noch zwei Geschwister. Eine Schwester ist nicht erwerbstätig und
verfügt nicht über eigene Einkünfte. Ein Bruder bezieht eine geringe EU-Rente nach einem Verkehrsunfall.

£. Die Kosten des Al-
tersheims betragen jedoch  

800,- I von  £. Sie bekommt daneben noch ein Pflegegeld nach Pflegestufe  800,- 

800,-f bezahlt. Sie hat zudem ein Ferienhaus in Frankreich, wo
die Familie alljährlich die Ferien verbringt. Die Mutter von Herrn M. kommt ins Altersheim, nachdem eine
Versorgung in der eigenen Wohnung nicht mehr sichergestellt werden kann. Sie hat lediglich eine Rente von

£. Frau M. ist nicht erwerbstätig. Die Familie wohnt in
einem eigenen Haus, wofür sie monatlich  

4.500,- 
£. Herr M. ar-

beitet und hat ein Bruttoeinkommen von  
600,- 22-jährige Kind studiert und erhält einen monatlichen Unterhalt von  

16-jährige Kind ist Schüler und wohnt im
Elternhaus, das  

hi%hstrichterlichen Rechtsprechung geführt haben.

Familie M. hat zwei Kinder im Alter von 16 und 22 Jahren. Das  

Vorliegender Fall ist typisch für eine Vielzahl von immer weiter ansteigenden Fällen, die zu
einer umfangreichen 
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£, werden die  Unterhaltsansprüche
des Antragsberechtigten  gegen diese Verwand-
ten bei der Bedürftigkeitsprüfung nach dem Grund-
sicherungsgesetz einbezogen. In welchem Umfang
dadurch ein Anspruch auf die Grundsicherungsrente
entfällt, richtet sich nach der Höhe der Unterhalts-
ansprüche.

lOO.OOO,- 

I Satz 3 Grundsiche-
rungsgesetz danach nicht.

Erreicht das Einkommen keines der un-
terhaltspflichtigen Kinder die Einkommens-
grenze, wie benannt, werden Unterhaltsan-
sprüche des Antragsberechtigten  bei Prüfung
seiner grundsicherungsrechtlichen Bedürftigkeit nicht
berücksichtigt. Er kann die Rente ungeschmälert be-
anspruchen.

Ubersteigt dagegen das jährliche Gesamtein-
kommen der Kinder die Einkommensgrenze von

52 Abs.  

Bei Arbeitnehmern aus dem
Bruttoeinkommen abzüglich anzuerkennender be-
rufsbedingter Aufwendungen.

Einkommens- und Kirchensteuern, Solidaritäts-
zuschlag, Sozialversicherungsbeiträge, Beiträge zu
angemessenen privaten Kranken-, Pfleg+, Renten-
oder Lebensversicherungen, Einkommensteuerrecht-
liche Vergünstigungen aller Art, Kinder-, Haushalts-
und Altersentlastungsfreibetrag, Steuerbegünstigun-
gen für die selbstgenutzte Wohnung, sowie sämtliche
Unterhaltsverpflichtungen beeinflussen den Umfang
des Einkommens nach  

Einkommensteuergesek danach
zählen als Einkünfte aus selbständiger Arbeit der
Gewinn vor Steuern.  

II 9 2 Abs.  
5 16 SGB IV in Verbin-

dung mit  

100.000,-£ liegt.
Einkommen im Sinne von 

$ 16 SGB 4) des Kindes unter

t

Ein Anspruch auf Grundsicherung besteht,
sofern das jährliche Gesamteinkommen (im
Sinne von  

1
nie

bestreiten können.

ßundes-
sozialhilfegesetz bestreiten können, oder auch  

$9 76 bis 88  

5
ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen
und Vermögen im Sinne der  

9 3 Abs. 2 GSIG, wenn und soweit sie
I Satz 1 und 2 in

Verbindung mit  
9 2 Abs.  

1.  2003 in Kraft getreten ist. Für Menschen ab
einem Alter von 65 sowie für aus gesundheitlichen
Gründen dauerhaft erwerbsgeminderte volljährige
Personen schafft es einen eigenständigen Anspruch.
Es hat das Ziel, das Existenzminimum dieses Per-
sonenkreises zu sichern und dadurch insbesondere
die sogenannte Altersarmut zu beseitigen. Diese hatte
ihre Ursache darin, dass viele Eltern in der Befürch-
tung, ihre Kinder könnten durch das Sozialamt in
Anspruch genommen werden, keine Sozialhilfe in
Anspruch genommen haben, obwohl sie berechtigt
gewesen wären.

Einen Anspruch auf Grundsicherung haben die
genannten Personen nach  

1. 

und/oder auch
eines Leibrentenversprechens.

In diesem Zusammenhang ist ein Hinweis auf das Ge-
setz über eine bedarfsorientierte  Grundsicherung
im Alter  und bei Erwerbsminderung zu erteilen, das
am 

mit
Vereinbarung eines Wohnungsrechts  

$rch Ubertragung
Rückforderungsansprüchen
gegen Nießbrauch oder auch

Ubertragung gegen Rente oder auch Ubertragung  

VermeOdung  von

Ist, dass der Rückforderungsanspruch
ausgeschlossen ist, wenn zehn Jahre seit der
Schenkung vergangen sind oder wenn der Schen-
kung seine Bedürftigkeit vorsätzlich selbst herbei-
geführt hat. Der Rückforderungsanspruch wird
eingeschränkt, ggf. ganz ausgeschlossen, wenn
der Schenkungscharakter nicht überwiegt, d.h. der
Schenkung auch Gegenleistungen  gegenüber-
stehen. Als abzugsfähige  Gegenleistung sind auf-
zuzählen:
1. Eine vertragliche Pflegeverpflichtung
2. Einräumung eines Wohnungsrechts
3. Eine Schuldübernahme

5 90 BSHG zunächst an das beschenkte
Kind Kl halten und von ihm Ersatz verlangen, bevor
es sich an die anderen Abkömmlinge, die insgesamt
unterhaltspflichtig sind, halten kann. Der Rückforde-
rungsanspruch kann auch nicht dadurch umgangen
werden, dass der Beschenkte den Gegenstand
unentgeltlich weiterüberträgt.  In einem solchen
Fall richtet sich der Anspruch gegen den  Dritten.

Wichtig 

5 528 BGB,  
muss sich nun nach

habe? keine Abfindungs-
zahlungen erhalten. Nach der Ubertragung verarmt
der Schenker. Das Sozialamt  

g$n. Die Kinder K2 und K3  
übertra-

muss und
wenn dieses nicht zur Befriedigung des Sozialamtes
führt, die unterhaltsverpflichteten Kinder heranzu-
ziehen sind.

Der Erblasser E hat zu Lebzeiten auf Kind Kl  

5 528 BGB dem Unter-
haltsanspruch des Schenkers  vorgeht. Dies ist
insofern von Bedeutung, als sich das Sozialamt
zunächst an den Beschenkten halten 

Wertersak ver-
langt werden. Der Anspruch richtet sich in einem sol-
chen Fall nur auf Zahlung des Betrages, der der Höhe
des entsprechenden Wertanteils des Geschenkes ent-
spricht. Wichtig ist auch, dass der  Rückforde-
rungsanspruch aus  

§ 528 BGB geltend macht, kommt es  nicht zu
einer Rückabwicklung der Schenkung, sondern zu
einer Ablösezahlung in Höhe des Wertes der
Schenkung.

Ist die geleistete Sozialhilfe niedriger als der Wert
des Geschenkes, so kommt nur ein Anspruch auf  an-
teiligen Wertersatz  in Betracht. Handelt es sich bei
der Schenkung um unteilbare Gegenstände, wie ein
Grundstück, dann kann lediglich  

Rück:forderungsanspruch gegen die Erben.
Wenn das Sozialamt einen Rückforderungsanspruch
gern. 

auf sich überleiten und geltend machen.
Der Rückforderungsanspruch kann auch nach dem
Tod des sozialhilfebedürftig gewordenen Schenkers
geltend gemacht werden. Stirbt der Beschenkte dage-
gen vor der Verarmung des Schenkers, dann richtet
sich der  

g 526 BGB gegenüber dem Be-
schenkten 

9 90 Bundessozialhilfegesetz kann der Sozial-
hilfeträger den Rückforderungsanspruch des
Schenkers gern. 

= Schenker eines Hausgrundstücks
kommt in ein Pflegeheim und es werden nicht alle
Kosten von der Pflegeversicherung übernommen.
Gern. 

ein angemessenes Ergebnis erreicht wer-
den kann.

Ein typischer Fall in der Praxis, der häufig vorkommt:
Der Erblasser  

-:::ia;ng sieht der Bundesgerichtshof ein Ge-
rechtigkeitsmanko, das dadurch verschärft
wird, dass dieselbe Generation durch die So-
zialversicherungsabgaben bereits ihren Bei-
trag zur Sicherung der Elterngeneration er-
bringt.

In der Praxis besteht nunmehr jedoch die Schwie-
rigkeit, die Grundgedanken des Bundesgerichtshofs
in ein Zahlenwerk umzusetzen. Es unterliegt nunmehr
der verantwortlichen Beurteilung des einzelnen Tat-
richters, wie 

X@IX%&-

- die für die Betroffenen oft un-
erwartete Konfrontation mit immensen Unterhalts-
ansprüchen, die die eigene Lebensplanung erheblich
beeinträchtigen können. Mitglied der sogenannten
Sandwichgeneration ist, wer zugleich den in der Aus-
bildung befindlichen Kindern wie auch den Eltern
Unterhalt zu gewähren hat.  In dieser  

-
Sandwichgeneration 

muss nach der BGH-Rechtsprechung
bei der Zahlung von Elternunterhalt berücksichtigt
werden, wenn die Kinder aus ihren eigenen Arbeits-
einkünften bereits erhebliche Aufwendungen zur Er-
füllung des Generationenvertrages erbracht haben, so
z.B. durch das Aufziehen ihrer eigenen Kinder und
gleichzeitig durch erhebliche Zahlungen zur eigenen
Altersversorgung und Krankenversorgung belastet
sind.

Bei der vorliegenden Rechtsprechung ging es vor
allem um die Frage, wie das Bedürftigkeitsrisiko älte-
rer Menschen in der Praxis, insbesondere das Pflege-
fallrisiko, zwischen Familie und staatlicher Gemein-
schaft zu verteilen ist. Der BGH hat in vorliegender
Entscheidung das Gewicht nun deutlich auf den  Staat
verlagert. Seine leitenden Gesichtspunkte sind ne-
ben den Gedanken der Generationengerechtigkeit 

bralucht der Unterhaltsver-
pflichtete jedenfalls insoweit nicht hin zu neh-
men, als er nicht einen nach den Verhältnis-
sen unangemessenen Aufwand betreibt oder
ein Leben in Luxus führt.

Außerdem 

Tabellenselbst-
behaltssätzen gegenüber Unterhaltsansprüchen er-
wachsener Kinder. Entgegen der früheren Recht-
sprechung könne dieser Zuschlag (regelmäßig 25 %)
zum Tabellenselbstbehalt nicht für alle Verhältnisse
gleich bemessen werden. Der Zuschlag müsse sich
nach der  Lebensstellung richten, die dem  Ein-
kommen, dem Vermögen und sozialen Rang des
Unterhaltsverpflichteten entspricht. Der angemessene
Eigenbedarf des Unterhaltsberechtigten könne
nicht losgelöst  von dem im  Einzelfall vorhan-
denen Einkommen bestimmt werden. Er richte sich
somit nicht an einer festen Größe aus, sondern sei
entsprechend den Umständen des Einzelfalls verän-
derlich.

Eine spürbare und dauerhafte Senkung
seines berufs- und einkommenstypischen
Unterhaltsniveaus 

(FamRZ 2002 S. 1698 ff.).
Die neue Entscheidung des Bundesgerichtshofs

bestätigt teilweise die Grundsätze der Entscheidung
aus dem Jahr 1992. Auch nach der neuen Entschei-
dung ist vorrangig die Sicherung des eigenen ange-
messenen Unterhalts. Der BGH spricht auch von
einem maßvollen Zuschlag zu den  

- hat der BGH nunmehr eine neue Ent-
scheidung gefällt mit seinem Urteil vom 23. 10. 2002

- Sand-
wichgeneration 

muss Das Sozialamt hat auch
einen entsprechenden Anspruch auf Vorlage der Be-
lege.

Zur Entlastung der mittleren Generation  

Sozialamt die Höhe der vorhandenen Einkünfte und
auch die Höhe des vorhandenen Vermögens ermitteln
kann (OLG München FamRZ 2002 S. 1213).

Um auf unseren Fall zurückzukommen, bedeutet
dies, dass Herr M. dem Sozialamt seine gesamten
Einkünfte mitteilen muss und auch Auskunft über sein
Vermögen erteilen  



Q 23 RVG. Zugrunde zu legen
ist somit der Jahresbetrag des verlangten Unterhalts.
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§ 42 Abs. 1
GKG, anwendbar über  

E Trennungsunterhalt für die Zeit
ab Zugang des Aufforderungsschreibens. Der Ehe-
mann zahlt den verlangten Unterhalt. Die Tätigkeit
des Rechtsanwalts hat sich somit außergerichtlich
erledigt.

Der Rechtsanwalt kann aus dem Jahresbetrag des
verlangten Unterhalts die Geschäftsgebühr verlan-
gen, die Wertvorschrift findet sich nun in  

1.700,- 
300,-£ Kindesunter-

halt und  

Vermbgensverhältnisse. Nach
Erhalt der Auskunft verlangt er  

‘2
De r Rech t sanwa lt w ir d von der Ehe fr au nach T ren-
nung der Ehe leu t e beau ftr ag t, Un t erha lt f ür s ie se lbs t
und d ie ge m e insa m e v ierjährige Tochter geltend zu
m achen .

Der Rechtsanwalt wendet sich außergerichtlich
an den Ehemann und verlangt Auskunft über des-
sen Einkommens- und  

:..;-,.,  .,. ;  
1,3.

ßeg ren -
zung von  

9 14
vorzuneh m en . W ar d ie Tä ti gke it u m f angre i ch oder
schw ierig, bleibt es bei der ursprünglich besti mm t en
G ebühr . W ar h ingegen d ie Tä ti gke it en t wede r nicht
u m f ang r e ich und n ich t sch w ie ri g , greift d ie 

Ordner heranschleppt.
Bei der Bemessung der Gebühr ist somit zu-

nächst eine Bewertung nach allen Kriterien der  

Leitz-

2,5-fachen  der Gebühr in Anspruch nehmen.
Dabei ist folgendes neu: Besprechungen mit Auf-

traggeber, Gegner oder Dritten, können die Tätigkeit
umfangreich oder schwierig machen. Wegen des
Wegfalls der Besprechungsgebühr können also auch
umfangreiche Besprechungen mit dem Auftraggeber
dazu führen, dass die angemessene Gebühr zu er-
höhen ist. Gerade in Ehesachen kann dies relativ oft
der Fall sein, zumal wenn der Mandant ganze  

1,3
nur gefordert werden kann, wenn die Tätigkeit um-
fangreich oder schwierig war. Liegen Umfang oder
Schwierigkeit der Sache daher über dem Durch-
schnitt, kann der Rechtsanwalt den Gebührenrahmen
bis zum  

1 ,3 . E s hande lt sich hierbei um
eine Kappungsgrenze. Das Gesetz besagt in Nr. 2400
W (Anmerkung), dass eine Gebühr von mehr als  

sungskriterien  he r du rchschn ittli ch i s t, be tr äg t d ie
G ebüh r höchs t ens 

ße m es-

deutung der Angelegenheit sowie die Einkommens-
und Vermögensverhältnissedes Auftraggebers, nach
billigem Ermessen zu bestimmen. Ein besonderes
Haftungsrisiko des Rechtsanwalts kann bei  de r B e -
m essung herangezogen werden .

Den M erk m a len U m f ang und Schw ierigkeit ko m -
m en vorrang ige Bedeu t ung zu . So f ern d ie Sache von
Um f ang und Schw ie ri gke it bz w . von a ll en 

ße-
5 14 RVG, das sind vor allem der Umfang und

die Schwierigkeit der anwaltlichen Tätigkeit, die  

2,5) und aller Bemessungskriterien
des 

(0,5 bis  

1,5. Um diesen Rahmen
und die Bestimmung der sich hieraus ergebenden
angemessenen Gebühr ist ein heftiger Streit entstan-
den. Ein Patentrezept kann nicht geliefert werden,
maßgeblich sind folgende Grundsätze:

Die angemessene Gebühr nach Nr. 2400 VV ist
unter Berücksichtigung des gesamten Gebührenrah-
mens 

2,5. Die
Rahmenmitte beträgt somit  

0,5 bis  

5 118 Abs . 1 BRAGO ,
en tf ä llt. E s gibt nur noch eine Geschäftsgebühr nach
Nr. 2400 VV mit dem Rahmen von  

ßesp re-
chungs- und Bewe isgebühr , 

W.

Die bisherige Aufteilung in die Geschäfts-,  

z.B. auf die

Gebühr für eine spätere außergerichtliche oder gericht-
liche Vertretung, Anm. 2 zu Nr. 2100  

Auslagen-
pauschale nicht an. Zu beachten ist, dass eine Erstbera-
tung nicht unbegrenzt zeitlich ausgedehnt werden kann,
Rahmen sind etwa30 Minuten.  Die Beratungsgebühr ist
auf eine Gebühr für eine sonstige Tätigkeit anzurechnen,
die mit der Beratung zusammenhängt, also  

E (Nr. 7002 W) und MWSt., derzeit
16 % (Nr. 7008 VV).

Bei mündlicher Erstberatung fällt die  

20,- 
zzg l. Auslagenpauschale von 20 % der Gebühren,

höchstens 

311,30£
an 

190,-£
Erfolgt die Beratung schriftlich,

fällt die Gebühr von netto

311,30£
handelt es sich um eine Erstberatung,

ist dieser Betrag gekappt auf

C~,55 Beratungsgebühr netto
16.000,--c.

Hieraus eine 

Beratungsgesprach  in einer Ehesache mit Folgesachen
zu einem angenommenen Gegenstandswert von vor-
läufig 

‘,-..:: .h,! 
£.57,75 0,55 = netto  

£, hieraus die Rahmenmitte
nach Nr. 2100 W von  

1.200,- 
3

Gegenstandswert: 
2 :;..> _ .~ 

muss diese abgerechnet
werden.

190,-f
gekappt. Ergibt sich aus dem Gegenstand eine nied-
rigere Beratungsgebühr, so  

BGB ist und sich die Tätigkeit auf ein
erstes Beratungsgespräch beschränkt. Damit ist klar-
gestellt, dass eine schriftliche Beratung nicht unter den
Tatbestand der Erstberatung fällt. Die Erstberatungs-
gebühr ist keine Festgebühr, wie oft irrtümlich geglaubt
wird. Vielmehr ist die Erstberatungsgebühr auf  

9 1.3 

,O. Ausweislich des Gesetzestextes
fällt die sogenannte Erstberatungsgebühr (Nr. 2102 VV)
nur dann an, wenn der Auftraggeber Verbraucher im
Sinne des  

O,l-1 
jetzt in Dezimalge-

bühren, also  

Sakrah-
men wurde beibehalten, allerdings  

nunmehr in Nr. 2100 VV geregelt, der  

,..i ’
Diese ist 

: : “J::,;-&.,,:,&,  :, 

3100 ff.; von Teil 1, allgemeine Gebühren,
die Nr. 1000 ff. sowie von Teil 7 die Bestimmungen über
Auslagen, Nr. 7000 ff.

ße-
stimmungen des VV: Von Teil 2 außergerichtliche Tätig-
keiten, Nr. 21 DO ff.; von Teil 3 bürgerliche Rechts-
streitigkeiten und Verfahren der freiwilligen Gerichts-
barkeit, Nr.  

%ige
Gebührenabschlag laut Einigungsvertrag ist abge-
schafft worden.

Für Familiensachen sind einschlägig folgende  

0,75 auf die
spätere Verfahrensgebühr des Rechtsstreit angerechnet,
Vorbemerkung 3 Abs. 4, Satz 1 zu Teil 3VV. Der 10  

9 118
BRAGO abgerechnet, sondern wie bürgerliche Rechts-
streitigkeiten, also Mietverfahrens- und Terminsgebühr
Hieraus ergibt sich gegenüber dem bisherigen Recht
eine Verdopplung der Gebühren. Die Geschäftsgebühr
wird nur noch zur Hälfte, höchstens zu  

streitigkeiten)  werden nicht mehr entsprechend  

Sorgerechts-z.B. gesonderte Umgangs- und  
(FGG-Angele-

genheiten, 

ßeweis-
und Erörterungsgebühr, Statt dessen erhält der Rechts-
anwalt eine Terminsgebühr zusätzlich zu der an die
Stelle der Prozessgebühr tretenden Verfahrensgebühr.
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

setzf allerdings
nicht mehr den Abschluss eines Vergleichs im Sinne
des BGB voraus.

Im Rechtsstreit entfallen Verhandlungs-,  

9 23 BRAGO ist ent-
fallen und durch eine Einigungsgebühr ersetzt worden,
Nr. 1000 ff. W. Die Einigungsgebühr  

2,5 vor.
Bei der Bestimmung des angemessenen Rahmens sind
bereits die größten Schwierigkeiten aufgetreten.

Die Vergleichsgebühr nach  

0,5 bis 

118Abs. 1 Nr. 3 BRAGO
entfallen. Die Geschäftsgebühr bei außergerichtlicher
Vertretung deckt nun die gesamte Tätigkeit des Rechts-
anwalts ab und sieht einen Rahmen von  

5 
1, Nr. 2 BRAGO und die

Beweisaufnahmegebühr nach  
5 118 Abs.  

,O u.a.) entsprechend GKG.
In der außergerichtlichen Vertretung ist die Bespre-

chungsgebühr nach  

(0,2, 05,
1 
IO/10 u.a.) mehr, sondern Dezimalgebühren  

(2/10,5/10,

9 49
RVG. Geändert wurden die Gebühren, die Gebühren-
anrechnungen, ferner findet eine Anhebung der Ge-
bührensätze, Gebührenrahmen und Festgebühren statt.

Das VV enthält keine Bruchteilsgebühr  

0 13 RVG bzw. für die PKH  
5 123 BRAGO, maßgeblich sind jetzt

die Bestimmung des  

Prozess-
kostenhilfe nach  

5 11 BRAGO bzw. bei  

geändert  wo rden , und zwa r
sowohl durch Einführung neuer Vergütungsziffern als
auch durch Änderung-/Ergänzung der Vorbemerkungen
und Anmerkungen, die Anrechnungsbestimmungen
treffen, Verweisungen enthalten und die Anwendung
einzelner Gebührentatbestände erweitern.

Die Wertbeträge einer Gebühr haben sich nicht ver-
ändert. Es gelten nach dem RVG also die selben Ge-
bührenbeträge wie nach  

9 2, Abs. 2 RVG. Das VV en t hä lt m eh r
a ls 230 Ve rgütungsz iff ern und is t b is heu t e ( S t and M ärz
2005) bere it s s ieben m a l 

(KostD.) verwtesen.
Das RVG enthält in 61 Paragraphen keine Ge-

bührentatbestände mehr. Diese finden sich vielmehr in
einem gesonderten Vergütungsverzeichnis, abgekürzt
VV, Anlage 1 zu 

für die Gebührenberechnung des
Rechtsanwalts ist nun das RVG, hinsichtlich
der anzuwendenden Wertvorschriften wird auf
das Gerichtskostengesetz (GKG) und die Kosten-
ordnung 

1, S. 718,
in Kraft getreten und mit ihm als dessen Teil
das Rechtsanwaltsvetgütungsgesek (RVG).
Durch das RVG ist die BRAGD (Bundesrechts-
anwaltsgebührenordnung) abgelöst worden.
Grundlage 

KostRMoG.),  BGBl. 

Gesetz zur Modernisie-
rung des Kostenrechts (Kostenrechtsmoder-
nisierungsgesetz, 

_ ,

was ist b illi ge r ge wo rden?
Zum 1. 7. 2004 ist das 

~_~ , tt krer,was  ist - 
i,. _ ,

- 1.; 1~ . :

KOSTEN IN FAMILIENSACHE N

Ände rungen du rch das
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1.548,60  
£

Summe:
213,60 

1.335,-c
Mehrwertsteuer auf die Vergütung, jetzt

Nr. 7008 VV, derzeit 16 %

6
Zwischensumme:

20,-  £20,- 

E
Auslagenpauschale, Nr. 7002 W, 20 %

der Gebühren, höchstens  

631,20 9 13 RVG, Nr. 3104 VV
1,2 Terminsgebühr

nach 

c
Dazu eine  

683,80 5 13 RVG, Nr. 3100 W
1,3 Verfahrensgebühr

nach 

13.000,-g
Hieraus eine 

E
Summe:

.ooo,- 1 
12.000,-f

für Versorgungsausgleich, fest
£ x 3) =(4.000,- 

450,-S ausgeglichen.

Abrechnung nach RVG
Gegenstandswert

für Ehesache  

f netto mtl. Bei
Durchführung des Versorgungsausgleichs wird ein An-
recht in Höhe von mtl.  

2.000,- 

£, weil mehrere Verfahren der einstweiligen
Anordnung, die besondere Angelegenheiten sind, und
deshalb besonders abzurechnen sind, zusammenge-
rechnet werden.

Beide Ehegatten verdienen je  

.OOO,-  
E, also

1 
500,- £ t 500,- 

einsfweill-
gen Anordnung betreffend elterliche Sorge und Um-
gang mit einem oder mehreren Kindern haben somit
einen Gegenstandswert von  

500,-E  festgesetzt worden.
Zwei Anträge auf Erlass einer 

5 24 RVG auf 
($0 621 Nr. 1, 2, 3 oder 621 g ZPO) ist

nunmehr in  

1, Satz 2 GKG. Der Gegenstandswert für
bestimmte einstweilige Anordnungen, die weiter be-
sondere Angelegenheiten sind, nämlich in Sachen el-
terliche Sorge, Umgangsregelung und Herausgabe
eines Kindes sowie zur Regelung der Ehewohnung und
des Hausrats  

0 46 Abs. 

§ 621 Abs. 1, Nr. 1, 2 oder 3 ZPO.  Auch dann,
wenn eine derartige Scheidungsfolgesache mehrere
Kinder betrifft, ist sie nur als ein Gegenstand zu bewer-
ten, 

f 623 Abs. 2, 3, 5  ZPO in Verbindung, &
£.900,- Wert 

.:
In einer Scheidungsfolgesache wegen elterlicher
Sorge, Umgang, Herausgabe eines Kindes beträgt der

E.2.000,- 

Satz 2 GKG. Die Vermögensverhält-
nisse der Eheleute sind wie bisher zu berücksichtigen.
In Kindschaftssachen beträgt der Wert 

1, Satz 5 48 Abs. 3,  
2.000,-f angenommen werden,

Lebensparl-
nerschaften der Lebenspartner) zu berechnen.
Er darf nicht unter  

C
Der Streitwert der Ehescheidung selbst ist

weiterhin nach dem in drei Monaten erzielten
Nettoeinkommen der Eheleute (in  

£, sondern,
liegt der Ubertragung nur ein Anrecht zugrunde,
1 .ooo,-  

10.800,- 
£ übertragen, beträgt

der Gegenstandswert nicht mehr  
900,- schaften in Höhe von mtl.  

Rentenanwart-z.B. 5 49 Nr. 3 GKG.  Werden also 
£.2.000,- 9 49 GKG unterliegen,  

.OOO,-£. Wenn dem Ver-
sorgungsausgleich Anrechte im Sinne von Nr. 1  und 2
des 

9 49 Nr. 2 GKG 1 

E.
Wenn ihm ausschließlich sonstige Anrechte unter-
liegen, nach  

.OOO,- 9 49 Nr. 1 a-c GKG 1  

5 23 Abs. 1,
Satz 1 RVG). Danach beträgt der Wert, wenn im Versor-
gungsausgleich ausschließlich Anrechte aus einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder seinem
Arbeitsverhältnis mit Anspruch auf Versorgung mit
beamtenrechtlichen Grundsätzen, der gesetzlichen
Rentenversicherung und der Alterssicherung der Land-
wirte unterliegen, nach  

!j 49 GKG
(über die allgemeine Wertvorschrift des  

(5 17 a Ziff. 1 GKG).

Künftig gilt die  Bestimmung des  

500,-E 
Rentenanwartschaften entspricht, maßgeb-

lich, mindestens jedoch  

gungsausgleicn war der Jahresbetrag der zu übertra-
genden Rente, die den zu übertragenden oder zu be-
gründenden 

Versor-
Bei bis 30.6. 2004 anhängig gemachten

Ehescheidungen mit dem Zwangsverbund  

mehrman.
Einschneidend ist auch die Anderung der

Wertvorschriften zur Folgesache Versorgungs-
ausgleich. 

(GMerrecht, Unterhalt) Beweis erhoben wird,
etwa durch die Erholung eines Sachverständigengut-
achtens zu Einkünften aus freiberuflicher oder  gewerb-
licher Tätigkeit oder zum Wert eines Vermögensgegen-
standes, fällt keine Beweisgebühr  

2,5 Gebühren auslösen wird, auch
wenn sie hoch streitig ist. Auch dann, wenn in einer
Folgesache 

nic!it nur einvernehmliche, sondern  jede
Scheidung nur noch  

Gebühren statt bisher 3 Gebühren). Richtig ist
aber, dass  

2,5 

Begriindung des Gesetzentwurfs sollten damit
einvernehmliche Scheidungen preiswerter werden (nur
noch 

9 613 ZPO (zum
Zeitpunkt und Dauer der Trennung und zur Frage der
Wiederherstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft).
Nach der 

die Sache erörtert wird. Vielmehr genügt
die Wahrnehmung eines Termins durch den Rechts-
anwalt. Der Unterschied zwischen einer streitigen oder
nicht streitigen Verhandlung, einer ein- oder zweiseiti-
gen Erörterung sowie zwischen Verhandlung zur Sache
oder zur Prozess- oder Sachleitung sind nach dem
Willen des Gesetzgebers weitgehend entfallen.

Durch den Wegfall der Beweisgebühr in allen gericht-
lichen Verfahren entfällt die Beweisgebühr bei der Ver-
nehmung der Eheleute als Partei nach  

frjr Besprechungen mit dem Auftraggeber.
Es kommt also nicht darauf an, ob Anträge gestellt

werden oder 

VV. Danach entsteht die Terminsgebühr
für die Vertretung in einem Verhandlungs-, Erörterungs-
oder Beweisaufnahmetermin oder für die Wahrnehmung
eines von einem gerichtlich bestellten Sachverständigen
anberaumten Termins oder für die Mitwirkung an auf die
Vermeidung oder Beendigung des Verfahrens gerich-
teten Besprechungen ohne Beteiligung des Gerichts -al-
lerdings nicht 

2005

Abs. 3 zu Teil 3 

BGB).
Nach Pressemitteilung Bundesverfassungsgericht, 28. 4. 

machl(5  2333 Nr. lund 2 
kbrperlichen  Misshandlung des Erblassers

schuldig 

0 2303 Abs. 1 BGB kann das Kind eines Erblassers,
das durch Verfügung von Todes  wegen von der Erbfolge
ausgeschlossen ist, von dem Erben den Pflichtteil verlan-
gen. Der Erblasser kann dem Kind den Pflichtteil nur ent-
ziehen, wenn ein Pflichtteilsentziehungsgrund vorliegt.
Dies ist unter anderem dann der Fall, wenn das Kind dem
Erblasser nach dem Leben trachtet oder es sich einer vor-
sätzlichen 

BGB
sind mit dem Grundgesetz vereinbar. Dies entschied der
Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts.
Rechtlicher Hintergrund und Sachverhalt
Nach 

1 und 2 5 2333 Nr. 
1 BGB) und über die

Pflichtteilsenfziehungsgründe des  
(5 2303 Abs. 

Normen über das Pflichtteilsrecht der
Kinder des Erblassers 

llie 
1 GG

gewährleistet. 
1 in Verbindung mit An. 6 Abs. 14Abs  1 Satz 

Nachlass  wird durch die Erbrechtsgarantie
des Art. 

unenfziehbare  und bedarfsunabhängige
wirtschaftliche Mindestbeteiligung der Kinder des Erblas-
sers an dessen  

grundsattlieh  

Mindestbeteiligung  der Kinder
des Erblassers an dessen
Nachlas
Die 

-
Grundgesetz gewährleistet

BvR  188103 1844/90  und 1 BvR  - 1 
Beschluss  vom 19.4.2005

isl nicht lediglich eine andere
Bezeichnung für die bisherige Erörterungs- bzw. Ver-
handlungsgebühr, sondern neben der Höhe auch vom
Anwendungsbereich her neu gestaltet, Vorbemerkung 3

Dazu 

Terminsgebuhr 

demgegenüber30/10  an Gebühren an.

Die neue  

2,5. In einem Eheschei-
dungsrechtsstreit mit Beweisaufnahme (Vernehmung der
Parteien zur Trennung) fielen jedenfalls aus dem Wert der
Ehesache 

1,2
ergibt eine Gesamtgebühr von  

zzgl. Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV mit  1,3 

dieTerminsgebühr den Wegfall der
Beweisgebühr kompensieren, Rechnerisch ist dies nicht
der Fall, denn  die Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 VV
mit 

0,8. Weiter fällt eine Terminsgebühr nach
Nr. 3104 VV an, wenn ein Termin wahrgenommen wird.
Die Beweisgebühr ist entfallen.

Nach der Gesetzesbegründung soll zusammen mit
der Verfahrensgebühr 

IJnd  eine Entscheidung ent-
gegengenommen, beträgt die Verfahrensgebühr nach
Nr. 3100 VV  

1,3
an. Endet der Auftrag vorzeitig oder wird lediglich be-
antragt, eine Einigung zu Protokoll zu nehmen oder
in einem Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit le-
diglich ein Antrag gestellt  

1.029,-f

Es fällt eine Verfahrensgebühr nach Nr. 3100 VV mit  

BRAGD, Gebühr hier unverändert
netto

1 5 23 Abs. 1, Satz  
15/10 Vergleichsgebühr angefallen,

1,5 Einigungsgebühr nach Nr. 1000 W an. Auch nach
BRAGO wäre eine  

f
Einigen sich die Parteien außergerichtlich, fällt eine

818,96 
S

Summe:
212,96 

£
zzgl. 16 % MWSt.

20,- 
£

zzgl. Auslagenpauschale
686,- 

5 118 Abs. 1, Ziff. 1 BRAGO an-
gefallen mit netto

IO/10
Geschäftsgebühr nach  

£
Nach altem Recht wäre, lässt man einmal eine notwen-
dige Besprechung außer Acht, höchstens eine  

1.216,84  
f

Summe:
167,84 

£
zzgl. 16 % MWSt.

20,- 
£

zzgl. Auslagenpauschale
1.029,- 

1,5 ansetzen, ergibt sich  eine Gebühr von
netto

1,3 nicht würde man jetzt die Rah-
menmitte mit  

Kap-
pungsgrenze mit 

mussten, gegebenenfalls unter Zuhilfenahme eines
Steuerberaters, war die Tätigkeit des Rechtsanwalts
umfangreich und schwierig, hier greift dann die  

620,02 4
War der Unterhalt äußerst schwierig zu ermitteln, etwa
weil der Ehemann selbständig war und Bilanzen und
Gewinn- und Verlustrechnungen etc. überprüft werden

f
Summe:

8552 % MWSt.
e

zzgl. 16  
20,- 

angefal$d&
betrug
zzgl. Auslagenpauschale

7,5/10 1, Ziff. 1 BRAGO mit  5 118 Abs.  

f
Nach bisherigem Recht wäre eine Mittelgebühr ’ nach

1.1157.96  
g145,89 zzgl. 16 %MWSt.

Summe :

<20,- zzal. Auslaaenoauschale
E891,EO 

1,3 an-
zusetzen, sie beträgt netto

dieTätigkeit  des Rechtsanwalts auf
die Berechnung des Unterhalts und das Aufforde-
rungsschreiben beschränkt, war die Tätigkeit nicht
umfangreich oder schwierig oder, wie grundsätzlich
in Ehe- und Familiensachen, in jeder Hinsicht zu-
mindest durchschnittlich, ist die Gebühr mit  

£
ergeben. Hat sich  

24.000,-  £ x 12 =)300,- (1.700,-f t 
Dies würde hier einen Gegenstandswert von
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Besch luss des 

1,5.
Nach de m 

W,
Einigungsgebühr dann nach Nr.  1000 W 
des.Vergleichs beantragt wird, Anm. zu Nr. 1003  

,O. Dies gilt nur dann nicht, soweit nicht lediglich
Prozesskostenhilfe für die gerichtliche Protokollierung

Pro-
zesskostenhilfeverfahren beläuft sich nach Nr. 1003 VV
auf 1 

5/10. Die Einigungsgebühr im  4,51 Abs. 1 BRAGO  
11,31 Abs. 1, Ziff. 2, bzw.$9 

1,2. Früher betrug die Verhandlungs- oder
Erörterungsgebühr nach  

Termins-
gebühr also  
1 des Teiles 3 VV so geregelt ist, Höhe der  

1,51,1 BRAGO). Wird
Termin bestimmt zur Verhandlung über das Prozess-
kostenhitfegesuch, fällt eine Terminsgebühr an, die sich
nach Abschnitt  1 von Teil 3 VV bestimmt, da diese in
Vorbemerkung 3.3.6 zu Unterabschnitt 6 von Abschnitt

99 11,311 Nr.  
Pro-

zessgebühr nach  
5/10 

Prozesskostenhilfeprüfungs-
verfahren fallen an eine Verfahrensgebühr nach Nr.
3335 W mit 1,0 (bislang nach BRAGO eine  

Satz 2 RVG die selbe
Angelegenheit. Im  

5 16 

Prozesskostenhilfeprüfungsverfahren  ent-
standenen Gebühren in den Gebühren des Rechtsstreits
auf, denn das Verfahren über die Prozesskostenhilfe
und das Verfahren, für das die Prozesskostenhilfe bean-
tragt worden ist, sind nach  

- eigene Gebühren an. Dies ist von Be-
deutung, wenn Prozesskostenhilfe nicht oder nur zum
Teil bewilligt wurde, dann muss nämlich der Antrag-
steller die seinem Rechtsanwalt im Prozesskostenhilfe-
prüfungsverfahren entstandenen Gebühren bezahlen.
Dies dürfte nicht allgemein bekannt sein.

Nur dann, wenn Prozesskostenhilfe bewilligt wurde,
gehen die im  

- wie bisher  

,,erste Beratung ” mit der Folge,
dass dann etwa weiter erforderliche Beratungstätig-
keiten extra abgerechnet werden kann!

Im Prozesskostenhilfepriifungsverfahren, also
in dem Rechtsstreit vorhergehenden Verfahren, fallen

>i.
Die Beratungshilfe gilt für die gesamte außergericht-
liche Tätigkeit, für die Beratungshilfe gewährt worden
ist, nicht nur für eine 

JI$a<;;;;,s,,?jy+?3 

£ aufgenommen worden.  Bera-
tungs-, Geschäfts- und Einigungsgebühr rech-
net der Rechtsanwalt mit der Staatskasse ab.

lO,- 
9 8 Abs. 1 Beratungshilfegesetz ist in

Nr. 2600 W mit  

Schuk-
gebühr nach  
zenden Beträge geändert haben. Die bisherige  

einzuset-

für die Gewährung von
Beratungs- und Prozesskostenhilfe  sind grund-
sätzlich gleich geblieben, wenn sich auch die  

;
Die Voraussekungen 

? i.II.i / :-;(. ,
Ii: , ! __ iQ J ’_ ,,.l _ , i, ._. , .,_ ,. -. ,z1 .-, .,)- >

1,3.
1,4. Die Einigungsgebühr im

Revisionsverfahren beträgt nach Nr. 1004 VV 

1,8. Die Terminsgebühr
beträgt nach Nr. 3210 W 

2,3. Bei vorzeitiger Beendigung des
Auftrags nach Nr. 3209  VV auf 

05 In
Revisionsverfahren beläuft sich die Verfahrensgebühr,
wenn sich die Parteien nur durch einen am BGH zuge-
lassenen Rechtsanwalt vertreten lassen können, nach
Nr. 3208 W auf 

1,3. In übrigen Beschwerdeangelegenheiten beläuft
sich die Verfahrensgebühr nach Nr. 3500 W auf  

1,2, Einigungsge-
bühr 

1 ,6 , Terminsgebühr 

1,3. Die Gebühren bei Beschwerden in
Familiensachen richten  sich nach Vorbemerkung 3.2.1
zu Unterabschnitt 1 des Teiles 3 VV, Abs. 1, Ziff. 2, Buch-
stabe a, nach den Gebühren im Berufungsverfahren, Ver-
fahrensgebühr also 

13/10.
Die Einigungsgebühr im Berufungsverfahren beträgt nach
Nr. 1004 W 

13/10. Die Prozessgebühr nach
BRAGO betrug im Berufungsverfahren ebenfalls  

1. Instanz und
niedriger als die frühere Verhandlungs- oder Erörterungs-
gebühr nach BRAGO mit  

1,2, als unverändert gegenüber der  

,l. Die

Terminsgebühr in der Berufung beläuft sich nach Nr. 3202
W auf 

1,6, bei vorzeitiger Beendigung des Auftrags
beträgt die Verfahrensgebühr nach Nr. 3201 VV 1  

,
Im Berufungsverfahren  beträgt die Verfahrensgebühr nach
Nr. 3200 VV 

: 
:-_ ’_, ~ ,Y :~ ‘. _: 

f571,30 
£

Summe:
78,80  9 25 Abs . 2 BRAGO

£
16 % MWSt., 

492,50  
£

Zw ischensu mm e:
20,- 9 26 BRAGO

189,-E
Auslagenpauschale, 

lO/lO
Satz 3

BRAGO, fest mit  
1 , 11,23 Abs.  

141,75c
Vergleichsgebühr nach  

7,5/10

141,75C
Verhandlungsgebühr nach 11,118 1 Nr. 2

BRAGO mit  

7,5/10
9 118 Abs. 1,

Ziff. 1 BRAGO, 

f

Regelmäßig Mittelgebühr nach  

790,54 
f109,04 
E681,50 

20,-f
189,-f

£226,80 

f245,70 

1 Nach BRAGO

Aus lagenpa ixxha le Nr. 7002 W
Zwischensumme:
16 % MWSt., Nr. 7008 W
Summe:

dV mit 1,0
0 13 RVG,

Nr. 1003  

1,2
Einigungsgebühr nach  

3104W mit 
9 13 RVG,

Nr. 
Terminsgebijhr nach  

1,3W mit 
9 13 RVG,

Nr. 3100  

14 Nach RVG
Verfahrensgebühr nach 

3.000,-f

VVird ein gesonderter Umgangsrechts-
streit anhängig gemacht, der zu einer Verhandlung vor
Gericht und anschließenden Einigung führt, ergibt sich
folgende Abrechnung bei einem festgesetzten Gegen-
standswert von 

f.  3 . 000 ,- 

(KostO.) und beträgt
9 18

Abs. 2, Abs. 3 der Kostenordnung 

;.:‘:::].“.::~:

Hier kommen insbesondere in Betracht gesonderte
Umgangs- und Sorgerechtsangelegenheiten, also sol-
che Rechtsstreitigkeiten, die nicht im Verbund mit der
Ehescheidung anhängig gemacht werden. Der Ge-
schäftswert in diesen Sachen richtet sich nach 

:I’: ;_/ ?$ ’3.’ ; j ,“:‘z,jy  ” ~., 

20/10.lO/lO = 
25 gegenüber bisherigen Gebühren von

Prozess- und Verhandlungsgebühr mit 2 x  

1,2 Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV an,
zusammen also  

W, und, wenn es zur mündlichen Verhandlung
kommt, eine 

1,3 Verfahrensgebühr nach
Nr. 3100 

“.

Hier bei diesen gesondert abzurechnenden Angelegen-
heiten fallen jeweils eine 

,/._.liU.l,i,  
,,,,:  ;  ;,  y e..  :1,*  j 

£879,28 
E121,28 

758,-e11,31 1 Nr. 3 BRAGO mit
zzgl. 16 % MWSt.
Summe:
angefallen.

lO/lO Beweisgebühr
nach 

und der
nur teilweisen Anrechnung der außergerichtlich ver-
dienten Geschäftsgebühr ergibt sich hier eine er-
hebliche Differenz.
Die Rechnung würde anders aussehen, wenn im
Rechtsstreit eine Beweisaufnahme stattgefunden
hätte, dann wäre zusätzlich eine  

it-n Rechtsstreit erhöhten Gebühr 

758,-E

Wegen der 

Auslagenpau:,chale
Zwischensumme:
16 % MWSt.
Summe:

11,31 1
Nr. 2 BRAGO

§ lO/lO Verhandlungsgebühr  
758,-£1 BRAGO  1 Nr. 11,31 9 IO/10 Prozessgebühr  

f ohne Beweisaufnahme30.000,- 

d

Im Rechtsstreit waren abzurechnen aus einem
Wert von 

23,20  
c

Summe:
3,20 
20,-£

zzgl. 16 % MWSt.

5 118 Abs. 2 BRAGO auf die Gebühren des nach-
folgenden Rechtsstreits voll anzurechnen sind.
Nicht anzurechnen war lediglich die außer-

gerichtlich angefallene Auslagenpauschale
mit

5 118 Abs. 1, Ziff. 1
BRAGO rechnerisch deshalb nicht gestellt, weil diese
nach 

_: Abrechnung nach BRAGO
Hier hat sich d ie F r age der Anrechnung der ange-
fallenen Geschäftsgebühr nach  

£2.761,85  
£

Gesamtsumme:
1.704,16 

8
zzgl. Kosten im Rechtsstreit

1.750,69 
£

Summe:
145,89 
911,80£

16 % MWSt., Nr. 7008 W

£
Zwischensumme:

20,- 
£

Aus l agenpauscha l e , Nr. 7002 W
891 ,EO +I24.000,-  

W , aus de m W ert
von 

1 ,3 , Nr. 2400 

£
Fe rner ver langt der Rech tsan wa lt zusätz li ch

d ie außerger icht li ch angefa ll ene G ebühr
m it 

1.704,16  
£

Summe:
235,06 

£
16 % MWSt., Nr. 7008 W

1.469,10 
£

Zwischensumme:
20,- 

E
Auslagenpauschale, Nr. 7002 VV

909,60 1,2

£
Hinzu kommt die Terminsgebühr nach

Nr. 3104 W mit  

539,50 
c

verbleiben
445,90 0,65, das sind

f
Hierauf anzurechnen ist die Geschäftsgebühr

der außergerichtlichen Tätigkeit ( S.O.)
mit 

98540 1,3 Nr. 3100 W mit
- die Verfahrensgebühr mit

30.000,-f
Der Rechtsanwalt rechnet im gerichtlichen

Verfahren ab 

-i Abrechnung nach  RV G
Gebühren im Rechtsstreit, Wert! 

Satz l,l. Halbsak GKG.
5 42

Abs. 5,  

E, die Hinzurechnung von Unterhaltsrück-
stand zum Gegenstandswert ist jetzt geregelt in  
30.000,- 

Unterhaltsprozess beträgt

muss der gesamte Unterhalt eingeklagt werden,
es sollen Rückstände für drei Monate mit eingeklagt
werden. Der Streitwert im  

f nach Auskunftserteilung.
Gesetzt den Fall, dass der Unterhaltsschuldner nicht
bezahlt, 

300,- 
f und

Kindesunterhalt von  
1.700,- 

Angeknüpft wird an den vorstehenden Fall, Geltend-
machung von Ehegattenunterhalt von  

f2.039,28  
e

Summe:
281,28  

E
16 % MW S t.

1.758,-  
20 ,- E

Zw ischensu mm e :
§ 26 BRAGO

526 ,- E
Dazu Aus lagenpauscha le, 

£)(12.000,-  

3 11,
31 1 N r. 3 BRAGO aus dem Wert der
Ehesache 

lO/lO Beweisgebühr  
606,-e

Dazu eine  

11,31 1
Nr. 2, Nr. 4 BRAGO

5 
lO/lO Verhandlungs- bzw.

Erörterungsgebühr nach  

£
Dazu eine  

606,- 1 BRAGO11,31  1 Nr. § 
lO/lO Prozessgebühr

nach 

17.400,-E
Hieraus eine 

5.400,-f
Summe:

12x450,-E=

£
für Versorgungsausgleich

12.000,- 
Abrechnung nach BRAGO

Gegenstandswert für Ehesache
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JLKindw  denken. ”deren  Eltern und 
geschiedenenmuss auch an die 

wissen die Leute inzwischen. W er
also effiziente Familienpolitik in Sinne von Bevölkerungs-
politik machen will, der 

grö8ten Armutsrisiko zu werden brauchen.
W em am Monatsende nicht, mehr als der Selbstbehalt
bleibt, der ist ar m , das 

dass Kinder auch nach einer Scheidung
nicht zu m 
lungen  zeigen, 

Regeentsprechet&  den  potentiellen Eltern durch muss 
sorgt,

besteu-
em würde. - W er sich um zu geringe Kinderzahlen 

I Un&halt  nach Lohnsteuerklasse 
Staat  nicht

auch noch den 

Unterhatlszahlem
wäre schon erheblich geholfen. wenn Papa 

,,Viilen K indern und ihren 
Staat

gefragt: 
Auf&sung  ist da der Nach  Salchows 

resuitiemnder  Armut
zusammen.

danrus  Scheidung und einer 

bongt  diedas  Verbandes Arffossung  
bdassen. ’

Nach 

.dynamisieren ’, den
Selbstbehall aber über mehrere Jahre gleich 

regelmä8ig alle zwei Jahre 
den Kindesunter-

halt 
A&uxseits kann man auch nicht 

liebem Einkommen dann in der Regel nicht gezahlt wer-
den, wenn sie für mehrere Kinder Unterhalt zahlen müs-
sen. 

durchschr&Unte&&zahlem m it k8mxn  von vielen 
Beträge sehr hoch undjetzt sind die Sdm 

mehrUntfxhaitgönnen,mehrUnterhaitistaberofteinfxh
nicht drin. 

.!3  sehr wir den Kindernfestz  stellta  Salchow.  cbaal  
Mi-des  Verbandas, Brndesversihende  

erMihen.
Der 

miiherprtnzp  
Rasen-

PutemaNsch  alle
zwei Jahre die Regelbetrage nach dem 

nicM  
Einkem-

men sinken, kann man 
Wimn  die UnterhaNszaMer.  vteler  

EiRLnmmensentwick-
hmg 
schatNithen  Lage und der 

wirt-nicM  der RegelMge  Erhötmag  der 
entspricM

die 
Aef&sung  des Verbandes Nach  

URterftpltS.

Ktndes-fiir die Höbe des AnhaNsprnkl  wtrhöger  
also  eingerNPer  Tabelle, Dgsselderfar  und die 

tieNir  Gassi  RB  sied die Dte  h6M.  
er-1.7.2tNB  Regel~fje  ab Justiz  werden dte 

~&smintstertrms  derWNteilung  des Wach  
FiNen  ungerecht ist.vielen  

Kimr-
halt, weil er in 

baii  Regeln  von  hälmg  
Er-AutemuNsmos der  krfNsierl  den 

Uaterhatt  und Familien-
rocht (WV ) 

Intemssenvarband  Der  

übertordem.unterhaHspflichtigen  E ltern zu 

Zeitraum vergleichbar ist. Die Anpassung
w ird da m it de m gestiegenen Bedarf der Kinder gerecht
und führt zu einer angemessenen Erhöhung, ohne die

(!j 1612a BGB).
Insgesamt handelt es sich um eine moderate Stei-

gerung, die mit der Steigerung der Verbraucherpreise
in diese m 

vetfüg-
baren Arbeitsentgelts alle zwei Jahre an 

des  durchschnittlich chend der Enhvicklung 
entspeReqelbeträqe  passt  die nisteriu m der Justiz 

Bundes&Unterhallswrschussgeselz. Das 
Unterhaltswrschuys

nach dem 
des Hohe 

des Kindesunterhalts. Dii Regelbeträge sind außerdem

Grundlage für die Fortschreibung dynamischer Unter-
haltstitel und die  

UnterhaltsbetCigen identisch, liegen aber der Düssel-
dorfer und der Berliner Tabelle zugrunde. Sie sind des-
halb in der Praxis ein wichtiger Anhaltspunkt für Höhe

tatsächlii  geschuldetenden 

Kindern,  m it denen sie
nicht in eine m Haushalt zusammenleben. Die Regel-
beträge sind nicht mit 

Im inderjährigen 

M (xj. D ie Regelbeträge sind ein wichtiger
Maßstab für die Unterhaltsverpflichtung von Eltern ge-
genüber ihren  

dem  1. 7. 
neuen Regelbeträge gelten abwxkiindet. D ie D ie Vierte Verordnung zur Änderung der Regelbe-

trag-Verordnung wurde i m Bundesgesetzblatt

;fi ?$ 

1

(bisher 

=E) 222. 
;

(bisher 
228,-e  

: g : G ~

£)

(bisher 

284.- I_ebensjahr) (bisher 
2911f

(ab de m 13. 
ANersstufeDritte  

,241,-f) Lebensiahrs) (bisher &m  siebten bis zur Vollendung des zwölften 
£247,-  ANersstufeZweile  

/199,-e)  des sechsten Lebensjahrs) (bisher (bis zur Vollendung 
!204,-£  ANmsstufe

/SW

Presseerklärung des Bundesjustizministeriums

Erste 

Fachanwlt für
Familienrecht, rechtspolitischer Sprecher des  

Dr. Hans-Peter Braune, 
beriicksichtigt  werden.sollte  

1,2  zu-
züglich Auslagen und Mehrwertsteuer tragen.
Auch dies 

Prezesskostenhitfe  nicht bewil-
ligt, muss der Antragsteller die Kosten seines
Rechtsanwalts mit der Verfahrensgebühr von
1,0 und evtl. der Terminsgebühr mit 

oft

verkannt. Wird 

bewilligtwurde,  die Kosten der Gegensei-
te ganz oder zum Teil erstatten. Dies wird 
hilfe  

Prnzessknsten-
muss

der Antragsteller, obwohl ihm 
KlageabWeisung.  Dann 

v6lligen
oder teilweisen 

Maglichkeit  der 
hüfung  statt, es

besteht also auch die 

Prnzesskostenhilfeprngsverfahren
findet nur eine summarische 

Sämtlicher  Kastenrisiken enthebt,
denn im 
kostenhilfe  

fWzess-gewilligang  von dass  ihn die 
nicht

so, 
Anttagstaller  fiir  den 

muss der Rechtsanwalt hinweisen.
Es ist aber auch  

des  Verfahrens zu tragen hat. Hierauf
dass  er die

gesamten Kosten 
Zurücks w ird m it der Folge, 

des
Antragsgegners mangels hinreichender Erfolgsaus-
sichten 

dass der PKH-Antrag  Moglichkeit,  
bf+

steht auch die  

- oder
Prozesskostenhilfe nur teilweise bewilligt wird. Es 

Pmzes&ostenhiife  erhält 

Gewissheit  darüber haben wird, ob oder in welche m
Um fang die Klage überhaupt erhoben wird, falls der
Antragsteller keine 

für den um PKH nachsuchenden An-
tragsgegner, der oft mals schon keine ausreichende

natrirlich riskant sein, da
nicht absehbar ist, ob der vorgeschlagene bzw. vorge-
sehene Vergleich zustande kommt Besonders riskant
id die Situation 

kann  m iissen. D ii abwarten  

Rechtssheit  in das Hauptsacheverfahren
bringen, also die Bewilligung von Prozesskostenhilfe

dass die Par-
teien den 

zu bezahlen.
Konsequenz dieses Beschlusses ist,  

Antmgstellw
(und Antragsgegner) jeweils selbst 

werden somit nicht aus
der Staatskasse erstattet und sind vo m 

Terminsgebühr
nach Nr. 3335 VV bzw. 3104 VV 

bewilligtwer-
den kann. Dieverfahrensgebühr und die 

PKKVertahren gesamte  
fBr den Vergleich selbst

und nichttürdas 
ZPD  PKH nur 

9 118
Abs. 1 S. 3 

gern.. Er&terungstermin  eines Vergleichs i m 
des Abschlussesdass einer Partei i m Falle sch ii, 

ent-Bechtsprechung  und Literatur. Der BGH hat nun 
wurde,  dies war auch die überwiegende Meinung

in 

er-
stattet 

Staatskasse  500) aus der (jeweils  
Prozess- und Er-

örterungsgebühr 
ar @ allene dass auch die 

eines  Vergleichs Prozesskostenhilfe bewilligt, m it der
Maßgabe, 

Abschlussfur den Bislang hatten die Gerichte dann 
ZPD.erfolgt ” $118 Abs. 1 S. 3 

über den Klageanspruch selbst eine Regelung im
W ege eines Vergleichs 

PKH-Ver-
fahren 

vorprozesswler~  Regelung, da im 
ard8igkeiiründen,  näm lich zur Ermöglichung einer
gütlichen 

Seiten
einigungsbereit sind, erlaubt das Gesetz aus Zweck-

PKH beide auf Antrags  des Er&k%ung  oder  Gung  
Prü-dass  bei der summarischen 

nicht der angekündigte Sach-
antrag. Nurfür den Fall. 

PKH-Antrag. der 
lädt.  Gegenstand der Erörte-

rung ist 

5 118 Abs. 1 S. 3 ZPO
zur mündlichen Erörterung 
nicht  unüblich, die Parteien gern. 

nicht gewährt wird, gilt auch
dann, wenn das Gericht, wie im Unterhaltsrechtsstreit
kostenhilfe grundsätzlich 

Prozess-das  PKH-Verfahren  dass für 

Prozesskostenhiifeprüfungs-
verfahren selbst Prozesskostenhilfe erhalten.

Der Grundsatz, 

für das 
bühren  kann also weder der Antragsteller als auch der
Antragsgegner 

trok Anfalls der Gekostenhilfe bewilligt werden kann, 
Prozesskostenhilfeprüfungsve&hren keine Prozess-

hat der BGH die bisherige Recht-
sprechung fortgeführt. nach der i m A llge meinen im

Beschluss  
kostenhiifeprüfungsverfahren  bew illigt werden. Mit
diesem 

Prt%ss-für das gesamte nicht  aber Vergleidr,  
f6r

den 
Prozesskostenhiife  nur hilfspriifunffsverfahren  

Mosten-
Vergleichsjeiner

E inigung im Erörterungstermin im 
des  Abschlusses eines  kann  i m Falle 



html#sex
http://www.theratalk.de/partnerschaftstest.

,,Sexuelle Wün-
sche” an:  

,,Die Daten zeigen, dass
die Zufriedenheit mit dem Sexualleben viel Spielraum
für Veränderungen zum Positiven lässt.” Im Rahmen
des Projekts Theratalk bieten die Psychologen zu
diesem Zweck den Partnerschaftstext  

ßeer. Die Ergebnisse der
Studie haben nach Einschätzung des Psychologen
jedoch auch eine gute Seite:  

,,lm Mittel
nimmt die Zufriedenheit in den ersten zehn Jahren
kontinuierlich ab und stagniert dann auf einem tiefen
Niveau. So ist es nicht verwunderlich, wenn bei vie-
len Partnern die Bereitschaft zu einem Seitensprung
vorhanden ist”, sagt Dr.  

erfasst haben: Befragt wurden dazu
8.204 Männer und Frauen. Das Ergebnis:  

Ziehung zu verhindern. Dr. Beerbezieht sich dabei auf
eine Großstudie, mit  der die Wissenschaftler am
Georg-Elias-Müller-Institut für Psychologie die Ent-
wicklung der sexuellen Zufriedenheit im Verlauf der
Partnerschaft 

ße-

E und gegebenenfalls zusätzlich
Wohngeld deckt er den durchschnittlichen Bedarf
eines Kindes.

Nach den Worten des Göttinger Psychologen
kann umgekehrt eine Verbesserung des Sexuallebens
dazu beitragen, eine solche Belastung für die  

154,- 

muss bei der Familienkasse bei der Agentur für Ar-
beit beantragt werden und wird mit dem Kindergeld
ausgezahlt. Zusammen mit dem Kindergeld von
monatlich 

E je Kind und
wird an Eltern gezahlt, die mit ihrem Einkommen
zwar den eigenen Bedarf decken können, nicht aber
den ihrer Kinder. Der Zuschlag wird für minder-
jährige, im Haushalt der Eltern lebende Kinder für
die Dauer von maximal 36 Monaten gezahlt. Er

140,- 
1.1.2005.

Er beträgt monatlich bis zu  

,,schlimmsten Ereignissen, die
eine Partnerschaft treffen können”.

derzuschlag ausdrucken, das sie zusammen mit
den erforderlichen Unterlagen ausgefüllt bei ihrer
Familienkasse einreichen können.

Den Kinderzuschlag gibt es seit dem  

,,Auch wenn der Seitensprung nicht
herausgekommen ist, kann die Partnerschaft stark
darunter leiden. Für den untreuen Partner lassen sich
die vielfältigen möglichen Folgen kaum absehen, die
das Vertuschen des Geschehenen, ein schlechtes
Gewissen, Zweifel an der Beziehung oder ungewollt
eine neue Liebe nach sich ziehen.” Dabei zähle der
Seitensprung zu den  

aucti zwei Partnerschaftstests, mit denen
sich die Folgen eines Seitensprungs sowohl für den
Betrogenen als nun erstmals auch aus der Sicht des
Untreuen individuell erfassen und abschätzen lassen.

Dr. ßeer:  

11

gehören 

2005/2)!Juni ISUV/VDU Report Nr. 104  

(http://www.theratalk.de/),
das mit einem speziellen Angebot im Internet
Hilfestellung bei Beziehungsproblemen bietet. Dazu

ISUV-Foren www.isw.de

Eeer wertete dazu die Aus-
sagen von 219 Männern und Frauen aus, die ihrem
Partner untreu waren. Die Untersuchung ist Teil des
Online-Projekts Theratalk  

Bei 76 % der Männer und 84 % der Frauen
sind Defizite im Sexualleben Hauptgrund für diesen
Schritt. Das hat eine Studie ergeben, die am Georg-
Elias-Müller-Institut für Psychologie der Georg-
August-Universität durchgeführt wurde. Der Göttinger
Psychologe Dr. Ragnar  

exuelle Unzufriedenheit in der Partnerschaft ist
die häufigste Ursache für einen Seitensprung:

Sexuelile  Un zu frie denhe it i n
der Partnerschaft ist häufigste
Ursache für Seitensprung

Kin-

www.bmfsfi.de  Kinderzuschlags-
rechner frei geschaltet, der überschlägig ermittelt,
ob Eltern einen Anspruch auf die neue Unterstützung
für Familien mit geringem Einkommen haben.

Zur Online-Berechnung des Anspruchs auf den
Kinderzuschlag sind Angaben zum Erwerbseinkom-
men der Familie, ihrer Steuer- und Sozialversiche-
rungspflicht, zu anderen Einkünften sowie zu Miet-
kosten und Absetzbeträgen notwendig. Aus ihnen
ermittelt der Online-Rechner den möglichen An-
spruch auf den Kinderzuschlag. Alle Angaben blei-
ben anonym und werden nicht gespeichert. Eltern
können außerdem ein Antragsformular für den  

ßundesfamilienministe-
riums ist unter  

Internetseite des  

msch~agsechner  geh t online
Ob und wie viel Kinderzuschlag ihnen zusteht, kön-
nen sich Eltern jetzt im Internet ausrechnen lassen.
Auf der  

Oisuv.de
j.iinsler

j.linsier@isuv.de
Gerne gesehen und viel beachtet Ihre Kritik,
Ihre Anregungen, Ihre Stellungnahme zu Arti-
keln in Form von Leserbriefen: Mail 

j.linsler@isuv.de
Haben Sie Interesse an der Mitarbeit am Re-
port? Ihre Vorschläge in einer kurzen Mail an

engagicpren? Eine kurze Mail

isuv.org/thread.php?threadid=18591
Schreiben Sie uns Ihre Meinung zur Reform
des Unterhaltsrechtes, Report 103, S. 8 ff.
Haben Sie Interesse sich als Moderator des
Forums zu  

http://forum.z.B. über Vaterschaftstest:  

ist!,um die ge-
samte Bedarfsgemeinschaft zu ernähren. Uber diesen
Umweg kann es tatsächlich so sein, dass indirekt eine
Person aus der Bedarfsgemeinschaft den Bedarf der
Kinder zu decken hat, obwohl insoweit keine direkten
Unterhaltsverpflichtungen bestehen. Inwieweit dies
gegen Grundrechte verstößt, wird gegebenenfalls in
ferner Zukunft geklärt. Nach der Rechtsauffassung
des Unterzeichners wird wohl kein Grundrechts-
verstoß vorliegen, insbesondere kein Verstoß gegen
Art. 6 GG, da dieser die Familie schützen soll, jedoch
nicht Konstellationen, wie sie hier angesprochen
sind. ”

Im Forum anmelden, mitdiskutieren, abstim-
men 

z.B. für Kinder (bei Leistungs-
unfähigkeit des Unterhaltsverpflichteten) nicht mehr
gewährt werden (dies gilt nicht für den Anspruch auf
Unterhaltsvorschuss), wenn einer aus der Bedarfsge-
meinschaftausreichend leistungsfähig  

schusskasse beantragt werden. Dass bei einer sog,
Bedarfsgemeinschaft die gesamte Gemeinschaft
überprüft wird, um zu klären, ob sozialstaatliche  Leis-
tungen gewährt werden, ist nicht etwas völlig Neues.
Durch die neuen Gesetze jedoch wird diese Bedarfs-
gemeinschaft ausgeweitet, mit der Folge, dass sozial-
staatliche Leistungen  

Unterhaltsvor-
Unterhaltsvorschussgesetz

sog. Unterhaltsvorschuss bei der  

Monate/zwölftes  Lebensjahr) für die Kin-

der auch nach dem sog.  

$9 1570 ff. für
Ehegattenunterhalt.

Wenn ein grundsätzlich Unterhaltsverpflichteter
nicht leistungsfähig ist, kann beim Kindesunterhalt
für eine bestimmte Dauer und bis zu einem bestimm-
ten Alter (72  

- sowie  - zumeist Kindesunterhalt  
$9 1601 ff. für Verwandtez.B. ßGß, 

-
die Bedarfsgemeinschaft stärker im Vordergrund
steht. Dies gilt für die Bemessung von Sozialleistun-
gen. Unterhaltsrechtlich hat sich grundsätzlich nichts
geändert, die Unterhaltsansprüche ergeben sich wei-
terhin aus dem  

II 

5 RA Simon Heinzel antwortet
Richtig ist es, dass mit Hartz IV-Arbeitslosengeld  

,,neuer
Partner” für den KU verwendet.

Gleiches auch, wenn eines der Kinder Elternteil A
arbeitet, dann wird dessen Einkommen auch für Kin-
desunterhalt der Geschwister verwendet. Beides wi-
derspricht meiner Meinung nach dem GG 6.

Schaft”,  dadurch wird auch das Einkommen 
.Bedarfsgemein-

,,gesamten  neuen Familie” heran
zu ziehen, spätestens beim Sozialgericht hörte das
auf. Nun aber läuft das nur noch über 

kann/darf
davon keinen Kindesunterhalt zahlen. Bislang konnte
Elternteil A Sozialhilfe nur für die Kinder beantragen,
es wurde nur das Einkommen von Elternteil A be-
rücksichtigt. Auch wenn viele Sozialämter versuchten
das Einkommen der  

(Teil)Gebiet  engagieren sollten.
Folgende Konstellation, kommt doch
ziemlich häufig vor:
Bei Elternteil A sind die Kinder, der wiederum lebt mit
einem neuen Partner zusammen. Elternteil ß ist ar-
beitslos, bekommt Arbeitslosengeld 2 und  

- ISUV-Klientel. Deshalb bin ich der Mei-
nung dass wir auch das zum Thema machen und  un s
auf diesem 

- potentiel-
le 

- betreffen auch unsere  
- Arbeitslo-

sengeld 2  
- Hartz 4  

3 Wolfgang Becker fragte an:

D iese neuen Regelungen  
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Meinicke

Soheidungsurteil  festge-
legt; aber aus finanziellen Gründen werde
ich das demnächst einfach nicht mehr leis-
ten können!

Michael 

wicht  zum
Umgang und zur Sorge um unser Kind. Das
wurde auch so im  

14-jährige  Tochter habe, mit
der das Umgangsrecht problemlos funktio-
niert. So pendele ich als Umgangsvater wo-
chenweise 350 km in die eine oder 400 km
in die andere Richtung, um die Kinder zu
mir zu holen. Selbst meine Überlegung, dem
zweiten Kind nachzuziehen, um die Distanz
zu verkürzen, ist dadurch hinfällig. Umso
mehr, weil im Juli der Sohn mit der Mutter in
eine Entfernung von 600 km umziehen wird.

Ich habe das Recht und die  

Hanz IV Bei einer Beratung wurde mir ge-
sagt, der Umgang mit meinen Kindern sei
Privatvergnügen und dafür gäbe es keine
Förderung. Denn es kommt nämlich er-
schwerend hinzu, dass ich aus erster Ehe
auch eine nun  

-ei
Stunden Redezeit mit der Mutter wurde ein
weiterer Termin vereinbart. Vor dem zwei-
ten Termin fand die einverständliche und
komplikationslose Scheidung statt und
die Mutter war plötzlich bereit, sämtlichen
Wünschen zum Umgang zu entsprechen.
Vielleicht trug auch zu diesem Verhalten
bei, dass sie zwischenzeitlich einen neuen
Partner gefunden hatte.

Der Sohn verbringt nun seit November
2004 etwa eine Woche im Monat bei mir.

Ich frage mich aber, wie lange ich das
finanziell noch durchhalten kann? Schließ-
lich habe ich dafür alle Kosten zu tragen
und bekomme inzwischen Leistungen nach

zY

Prozess-
kostenhilfebasis vertreten sollte. Ihre Be-
denken, dass es schwer wäre, für mich
etwas zu tun, da ich mit meiner Beschwer-
de den Richter angegriffen hätte, konnte
ich dadurch zerstreuen, indem ich ein Be-
stätigungsschreiben des Richters vorlegte,
dass ich mich damals korrekt verhalten
hätte. Schließlich wollte ich ja etwas für
unser Kind tun und nicht für mich! Den
Schreiben und Bemühungen dieser An-
wältin, zwischen allen Stellen zu vermitteln
verdanke ich, dass es zu einem Ter ‘n
beim Kinderschutzzentrum kam. Nach

ISUV-KontaM-
anwältin in Leipzig, die mich auf 

,,Das lieben wir! Erst zu kom-
men, wenn das Kind in den Brunnen gefal-
len ist. “ Auch eine zweite Empfehlung für
einen Leipziger Anwalt entpuppte sich als
Fehlschlag, als sich herausstellte, dass der
sehr kompetent wirkende Mann seine An-
waltszulassung verloren hatte. Erst im drit-
ten Anlauf fand ich eine  

fami-
lia wurde ich in der Kanzlei mit den Worten
empfangen: 

IJmgangsrecht  zu kommen. Bei
meiner ersten Kontaktaufnahme zu einem

Anwaltsbüro auf Empfehlung von pro  

waltlicher  Hilfe, um endlich zu einem ge-
regelten 

an-

,,geschie-
dene Frau “ in Ruhe zu lassen und die Ge-
richtsentscheidung zu akzeptieren. Dabei
waren wir ja noch nicht einmal geschieden!
Später entschuldigte sich die Sachbear-
beiterin bei mir für diesen Fehler mit der Be-
merkung, sie hätte einfach zu viele Fälle zu
bearbeiten. Unser Kind durfte ich dennoch
einmal im Monat für einige Stunden in Leip-
zig aufsuchen. Natürlich unbegleitet, denn
die Anweisungen des Richters interessier-
ten auch die Mutter nicht.

Nun suchte ich doch wieder nach  

a.m Stück über Silvester bei mir
zu Besuch gewesen, interessierte nicht. Da
sich der Richter jede Einmischung ver-
bat, legte ich in der folgenden Woche Be-
schwerde beim Gericht ein. Diese wurde
nach einiger Zeit abgewiesen.

Daraufhin meldete ich mich wiederum
beim Jugendamt und wurde mit barschem
Ton aufgefordert, endlich meine 

cler Sohn sei doch zuletzt zwei
Wochen 

Alkoholmissbrauch  vorzubrin-
gen, wurden überhört. Auch meine Fest-
stellung, 

Klndes verantwortlich. Meine Bit-
ten, wenigstens das Land zu benennen,
in welches die Mutter ziehen wollte und
Belege für die Behauptungen zu meinem
angeblichen 

- nur einen beglei-
teten Umgang zum Kind geben und über-
trug diese Angelegenheit auf das Jugend-
amt. Er kopierte noch persönlich meinen
Personalausweis; ich musste ein Formular
unterschreiben und somit war meine Frau
nun allein für den künftigen Aufenthalt
unseres 

Schwerstalkoholiker  und
unterstellte mir einen täglichen Alkohol-
konsum von vier Flaschen Wein und einer
Flasche Schnaps. Zudem stellte sie die
Behauptung auf, ich sei psychisch krank, da
ich im Frühjahr eine Kur in einer psycho-
somatischen Klinik absolviert hätte. Diese
Kur hatte ich aber nicht wegen psychischen,
sondern für psychosomatische Spätfolgen,
von in politischer Haft in der DDR erlittenen
Schäden zugesprochen bekommen.

Dann legte der Richter fest, es solle für
mich -wenn überhaupt 

Auslancl ziehen wolle. Ihre Anwältin trug
dazu vor, ich sei 

wersden  müsse. Anfang Juni kam
es endlich zur Verhandlung. Als Antragstel-
ler für diese Verhandlung vertrat ich mich
selbst, so dass neben dem Richter nur die
Kindesmutter und ihre Anwältin anwesend
waren. Zu Beginn der Verhandlung verbat
mir der Richter das Wort und teilte mir mit,
er sei nicht dazu gekommen, meine Unter-
lagen zu lesen, die sich in der Kopierstelle
befänden. Im Gegensatz dazu unterhielt er
sich nun eine Stunde lang mit meiner Ehe-
frau, die ihm erklärte, dass sie mit dem Kind
ins 

,,Vater  unbekannt“ gemeldet war. Ich legte
alle Unterlagen vor und holte die Meldung
nach. Auch hatte ich das neue zuständige
Jugendamt angeschrieben und betont,
dass das Kind unter der langen Trennung
von mir leide. Die Sachbearbeiterin schlug
ein Treffen mit der Mutter im Jugendamt
vor. Der Zeitfaktor interessierte wenig und
so kam es erst Mitte Dezember endlich
zum Termin und die Mutter stimmte einem
zweiwöchigen Besuch über Silvester zu.
Nach diesem Besuch unterbrach sie wie-
derum jeglichen Kontakt.

Jetzt wandte ich mich selbst an das Fami-
liengericht. Ebenfalls mit der Bitte, das Um-
gangsrecht zum Wohle des Kindes sofort
durchzusetzen. Der Familienrichter reagier-
te nicht. Terminvorschläge für Umgangs-
kontakte zu Ostern oder zum Geburtstag
wurden nicht wahrgenommen. Auch das
Jugendamt unterließ ebenfalls jegliche Be-

mühung, da erst der Gerichtstermin abge-
wartet 

,,Wir  haben mit den Müttern genug am
Hals. Da können wir uns nicht noch um
die Belange der Väter kümmern. “ Im Sep-
tember dann zogen Mutter und Kind etwa
400 km weit weg nach Leipzig. Bis auf
einige Telefonate wurde jeglicher Kontakt
unterbrochen und Forderungen über ihre
Anwältin gestellt. Ich beauftragte mit einem
Beratungshilfeschein nun selbst eine An-
wältin, um ein geregeltes Umgangsrecht zu
erhalten. Anwaltsbriefe gingen hin und her.
Alle Seiten waren der Ansicht, ich solle froh
sein, überhaupt vom Kind zu hören. Meine
Anwältin empfahl mir sogar, da ich kein
Fahrgeld hatte, per Anhalter nach Leipzig
zu reisen. Aufgrund der finanziellen Situa-
tion gab ich erst einmal auf.

Inzwischen hatte ich zufällig vom dor-
tigen Bürgerbüro erfahren, dass unser Sohn
bei der Stadt wieder mit dem Vermerk:

- rundum
betreut. Jetzt gab meine Frau ihre Arbeit
auf und arbeitete nur noch stundenweise,
da sie ja das Kind betreuen musste. Ich da-
gegen war arbeitslos und hatte mit 56 Jah-
ren auch nur geringe Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt. Anfänglich bekam ich unseren
Sohn noch häufig, dann brachte sie ihn im
Kindergarten unter. Die Kosten übernahm
das Sozialamt, da der Vater als nicht auf-
findbar angegeben wurde.

Als ich das erfuhr, meldete ich mich beim
zuständigen Jugendamt. Der dortige Sach-
bearbeiter wies mich mit der Bemerkung
ab: 

- mit Ausnahme der Stillzeit 

Im Mai 2003 trennten wir  uns und meine
Frau zog mit unserem dreijährigen Sohn in
den Nachbarort. Bis dahin hatte ich unser
Kind 



für  weitergehende Kontakte bitte ich Sie, einen dieser Wege zu
wählen.

Ich hoffe, dass Sie hier Informationen finden, die Ihnen bei der
Lösung Ihrer Probleme weiterhelfen.

Ulrich Herrmann

(02324/85622)  mitteilen wurden.

Auch 

(mail@u-herrmannde)  oder per Fax 
E-Mai1

Möglichk.eiten  gefunden zu haben.

Ich wurde mich freuen, wenn Sie mir Ihr Urteil oder Ihre Kritik per 

technisch/wirtschaftlich  vertretbaren‘den  

Homepage  zufinden.

Ich hoffe, in dieser Form einen Kompromiss zwischen den Forderungen
des Bundesvorstand und  

ISUV-

Beti.chte  über die Aktivitäten der Bezirks-
und Kontaktstellen.
Kaleidoskop

Die Informationen dieser Seiten sind immer aktuell auf der  

f?ir
Nichtmitglieder Kosten.
Adressen der Bezirks- und Kontakstellen.
Ratgeber Eine Liste der ISUV-Merkblätter
Intern 

s.40

Urteilsbank:, diese Urteile sind in der Datenbank auf
der ISUV-Homepage zu finden. Jedoch entstehen 

s.20
s.21
S.26 ‘bis S.35

Mein persönliches Vorwort:

Dies ist eine ,,abgespeckte“ Version des

ISUV-Report Nr. 104 Juni  2005
Leider muß ich nach einem Beschluß des

Bundesvorstand des ISUV/VDU e.V.
einige Seiten entfernen.

S.13 bis S.18



,-f bestellt werden.
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ISUV/VDU  e.V. in Nürn-
berg zum Selbstkostenpreis von 1  

S. 388

Die vollständigen Urteile können bei 

FamßZ2005,  
= FamRZ 2002, S. 1734).

FamG  (Fortführung
von BayObLG 2002 

5 1618 S. 1
BGB bedarf nicht der Einwilligung des verstor-
benen anderen Elternteils, mithin auch nicht
deren Ersetzung durch das 

S.1 BGB
Die Einbenennung des Kindes nach  
§ 1618 

-67/04 1Z BR - 

S 295

Namensrecht
BayObLG, Beschluss v. 7. 7. 2004 

5 1684 BGB
Bei Weigerung des Kindes, mit einem Elternteil
Umgang zu pflegen, kann es angezeigt sein, die-
sen gerichtlich anzuordnen, aber von (Androhung
von) Zwang abzusehen. FamßZ2005, 

- 11260/03-65 
F- 35 Frankfurt/M.,  Beschluss v. 6. 8. 2004  AmtsG 

S 537

Umgangsrecht

5 1671 Abs. 2
Nr. 2 BGB setzt voraus, dass Anstrengungen für
eine gemeinsame Wahrnehmung der Elternver-
antwortung erfolglos geblieben sind und auch in
Zukunft mit hoher Wahrscheinlichkeit erfolglos
bleiben werden. Das erfordert in der Regel
einen konkreten Tatsachenvortrag dazu, dass,
wann, bei welchem Anlass und auf welche Weise
Bemühungen um eine gemeinsame Elternent-
scheidung stattgefunden haben und diese Be-
mühungen an der Verweigerungshaltung des
anderen Elternteils gescheitert sind. Der allge-
meine Hinweis des betreuenden Elternteils, aus
persönlichen Gründen würden Gespräche mit
dem anderen Elternteil abgelehnt, reicht nicht
aus. FamßZ2005, 

II N r. 2 B GB
Eine Sorgerechtsübertragung nach 
9 1671 

-73 /04 UF - 11 

S. 517

Elterliche Sorge
OLG H a mm , Besch l uss v . 28 . 5 . 2004 

I S. 2 BGB
Für die Klage einer geschiedenen Ehefrau ge-
gen ihre ehemalige Schwiegermutter auf Rück-
zahlung von während der Ehezeit von ihr getä-
tigten Aufwendungen für einen Anbau an deren
Haus gibt es keine Anspruchsgrundlage.

FamßZ 2005,  

685,670,313,812  $9 
-608/02 - 3 0 

Zu-
wendende sich die Verfügung über das Spar-
guthaben bis zu seinem Tode vorbehalten will.

FamßZ2005, S. 510

LG Karlsruhe, Urteil v. 30. 9. 2003  

18.1.2005-XZR264/02-§§328,331  BGB
Legt ein naher Angehöriger ein Sparbuch auf
den Namen eines Kindes an, ohne das Sparbuch
aus der Hand zu geben, so ist aus diesem Ver-
halten in der Regel zu schließen, dass der 

S. 301

Vermögensrecht
BGH, Urteil v. 

FamßZ2005,  lasst hätte.
veran-

5 1611 Abs. 1 BGB macht sich der Unter-
haltsberechtigte dann schuldig,  wenn er
dem Unterhaltsverpflichteten einen nicht
unerheblichen Schaden durch seine schuld-
hafte Pflichtverletzung zufügt, die darin

besteht, dass der Unterhaltsberechtigte den
Unterhaltsverpflichteten nicht über seinen
Schulabbruch unterrichtet und dadurch er-
reicht, dass der Unterhaltsverpflichtete seine
Unterhaltszahlungen nicht einstellt, obwohl
er hierzu berechtigt wäre und bei pflicht-
gemäßer Unterrichtung eine solche Einstel-
lung der Unterhaltszahlungen auch  

sc:hweren  Verfehlung im Sinne des

Y2 Jahre weitgehend ta-
tenlos hat verstreichen lassen.
Einer 

Flei8  und der gebo-
tenen Zielstrebigkeit zu betreiben, damit sie
innerhalb angemessener und üblicher Dauer
beendet ist. Bei der dem Unterhaltsberech-
tigten zuzubilligenden Orientierungsphase
ist die gesamte Persönlichkeitsstruktur des
Unterhaltsberechtigten zu berücksichtigen.
Im Einzelfall kann daher ein Anspruch auf
Ausbildungsunterhalt auch dann noch be-
stehen, wenn der Unterhaltsberechtigte nach
Schulabbruch bis zur Aufnahme seiner Aus-
bildung mehr als 2 

3 1610 Abs. 2 BGB auf Ausbildungs-
unterhall: steht die Verpflichtung des Unter-
haltsberechtigten gegenüber, seine Ausbil-
dung mit dem gehörigen 

I BGB
Dem Anspruch des Unterhaltsberechtigten
nach 

11,
1611 

$9 1610-229/03UF20.4.2004- 4

VoUjährigenunterhaIt
O L G Köln, Urteil v.

Deck.ung  seines persönlichen Bedarfs
nicht zur Verfügung steht.
Die vom Arbeitgeber gezahlten Zusatzleis-
tungen fiir die vermögenswirksame Anlage
sind mit dem Bruttobetrag vom Einkommen
in Abzug zu bringen. FamßZ2005, S.297

vom1  Arbeitgeber gezahlte Direktversi-
cherung ist auch im Mangelfall kein unter-
haltsrechtlich relevanter Einkommensbe-
standteil, da sie dem Unterhaltspflichtigen
zur 

§1603lBGB
Eine 

-228/04  - 12 WF Bexhluss  v. 4. 8. 2004 Gelle,  

S. 277

Unterhaltsrecht
OLG 

l/* Jahren anzuneh-
men, wenn durch Miteigentumserwerb des
neuen Partners am vormals ehelichen Hausan-
wesen ersichtlich ist, dass die nichtehelichen
Partner die Entscheidung für eine langjährige
gemeinsame! Zukunft getroffen haben.

FamßZ2005, 

BGB
Die Verfestigung einer ehegleichen Beziehung
ist bereits nach Ablauf von 1 

9 1579 Nr. 7 
-197/03  - 15 UF 

FamßZ2005,  S. 279

OLG Schleswig, Urteil v. 1. 3. 2004 

5 1579 Nr. 7 BGB führen
kann, liegt nicht vor, wenn der Unterhalt for-
dernde geschiedene Ehegatte nacheinander je-
weils über kürzere Zeiträume mit verschiedenen
Partnern zusammenlebt.

9 1579 Nr. 7 BGB
Eine verfestigte eheähnliche Gemeinschaft, die
zur Anwendung von  

-55/04  - 14 WF 

zulasten  der Bedürftigen
deren Zugewinnausgleichsanspruch gekürzt hat.
Dies gilt nurfür die Tilgung des Darlehens, nicht
für die Zinsen. FamßZ2005, S. 459

OLG Köln, Beschluss v. 18. 5. 2004 

MaRstab  als angemessen und damit berück-
sichtigungsfähig anzusehen ist, kommt beim
nachehelichen Unterhalt eine Berücksichtigung

der Tilgung wegen des Verbots der Doppelver-
wertung nicht in Betracht, wenn die Schuld be-
reits als Passivposten 

Pflichtigen  stehendes
Grundstück eheprägend und die dadurch einge-
tretene Vermögensbildung nach einem objekti-
ven 

1578,1572  BGB
Auch wenn die Tilgung eines Darlehens für ein
im Alleineigentum des  

$9 - 
UF 8871

04 
- 16 

FamßZ2005  S. 458

OLG München, Beschluss v. 22. 6. 2004 

BGB)  kommt nach einer 17 Jahre
langen Ehe nur in Ausnahmefällen in Betracht.
(F,  1573 Abs. 2 

KG,Urteilv.14.10.2004-16UF60/04-§1573llBGB
Eine Befristung des nachehelichen Unterhalts

-, FamRZ 1998, Seite 541 ff.).
FamßZ 2005, S. 357

Nachehelicher Unterhalt

85/96  
21.1.1998-XII

ZR 

Ill S. 1 BGB anteilig nach ihren
Erwerbs- und Vermögensverhältnissen (im
Anschluss an Senatsurteil v. 

- Kinder haften für den Un-
terhaltsbedarf der nicht verheirateten Mutter
gemäß 1606 

-, FamRZ 2005, Seite 354.
Die Väter mehrerer-nicht aus einer Ehe her-
vorgegangener 

3103 XII ZR - 

3 1603 Abs. 2 BGB liegt
(im Anschluss an Senatsurteil v. 1.12. 2004

§ 1603 Abs. 1 BGB und dem notwendigen
Selbstbehalt nach  

5 16151 Abs. 2 BGB ist in der
Regel mit einem Betrag zu bemessen, der
zwischen dem angemessenen Selbstbehalt
nach 

De;  Selbstbehalt des Vaters im Rahmen des
Unterhaltsanspruchs der nicht verheirateten
Mutter nach  

I Ill BGBII, 1615 Ill, 1615 
1,

1609 
1,1609 Ill S. 1111606  I<l603 6VGG;!j§1581,1603  

- Art. 6 IV,
Art. 

26/03  XII;  ZR - 

ungsunterhalt  der Mutter eines nichtehelichen Kindes ”
(drei weitere Urteile hierzu)

BGH, Urteil v. 15. 12. 2004 

,,Betreu-
S. 347

Siehe auch Report Nr. 103 Urteilsdatenbank  

I Abs. 3 Satz 3 BGB gegenüber dem
Kindesunterhaltsanspruch zum Tragen.

FamßZ 2005, 

5 1615 

Nachrangigkeit
des Unterhaltsanspruchs der Mutter nach

-, FamRZ
2002, Seite 536, 540 f.) Im Ubrigen kommt
im absoluten Mangelfall die 

2p100  XII ZR - 
-, FamRZ 1997, Seite 806, 811,

und v. 6. 2. 2002  
233/95  

XII
ZR 

- schluss  an Senatsurteil v. 16. 4. 1997  
An-

§ 16151
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 und 2 BGB
entsprechend anwendbar.
Kindesunterhalt ist bei der Bemessung wei-
terer Unterhaltspflichten sowohl im Rahmen
der Bedarfsermittlung als auch bei der Leis-
tungsfähigkeit der Unterhaltsschuldners mit
dem vollen Tabellenbetrag und nicht nur mit
dem Zahlbetrag zu berücksichtigen (im 

auf nachehelichen Ehegattenun-
terhalt bei Wiederheirat des Unterhaltsbe-
rechtigten entfällt, ist auf den Unterhalts-
anspruch aus Anlass der Geburt nach 

I BGB, nach der ein
Anspruch 

5 1586 Die Vorschrift des 
S. 3 BGBIll I 

S. 2,
1615

IIISI, 1615IIIl S. 1, 1615/I,1612b,  1615
-XllZR183/02-$515781,

1586

Urteile in Leitsätzen
Nichtehelichenrecht

BGH, Urteilv.17 11.2004 



Unterhaltsgläubigerzl.
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führt die Einleitung eines Verbraucherinsolvenzverfahrens im
Mangelfall also zu einer Besserstellung der 

9 850 d Abs. 1 Satz 2 ZPO. In vielen Fäl-
len 

nohuendigen  Unterhalt
(Existenzminimum) nach 

5 850 c
ZPO und  dem Schuldner zu belassenden 

Irfsolvenzgläubiger.  Es handelt sich hierbei um
den D iff erenzbetrag zwischen der Pfändungsfreigrenze des 

5 850 d ZPO in weiterem Umfang zu-
greifen kann als die 

5 850 d Abs. 1 ZPO bezeichneten Ari vorliegt. Die Vollstreckung ist
also in den Teil des Arbeitseinkommens möglich, auf das der
Unterhaltsgläubiger wegen 

dass ein Unterhaltsanspruch der
in 

5 850 d ZPO vollstrecken, wenn sich unmittelbar
aus dem Vollstreckungstitel ergibt, 

InsO. Ein Unter-
haltsgläubiger ist jedoch gegenüber anderen Insolvenzgläubigern
was die Voltstreckung anbelangt, privilegiert. Er kann in den Vor-
rechtsbereich nach 

5 287 Abs. 2 

Ab-
zuführen hat der Schuldner seine pfändbaren Forderungen auf Be-
züge aus einem Dienstverhältnis, 

c Abs. 1 ZPO übersteigt. 9 850 
zur Insolvenzmasse, als

es den Pfändungsfreibetrag des 

führen.2O  Das laufen-
de Einkommen gehört nämlich nur insoweit 

übersteigtJg Die Er-
öffnung eines Verbraucherinsolvenzverfahrens kann sich erheblich
auf dessen Leistungsfähigkeit auswirken und damit zu einer Besser-
stellung der Unterhaltsgläubiger im Mangelfall 

3 145 ZPO vom Prozess abzutrennen.

Für die Berechnung von Unterhaltsansprüchen ist die Leistungs-
fähigkeit des Unterhaltsschuldners entscheidend. Die Gerichte haben
im Einzelfall zu überprüfen, ob der Unterhaltspflichtige in der tage ist,
den beanspruchten Unterhalt zu zahlen oder ob dieser die finanzielle
Leistungsfähigkeit des Unterhaltspflichtigen 

Yer-
fügungsbefugnis des Schuldners auf einen vorläufigen Insolvenz-
Verwalter übergeht. In der Praxis empfiehlt es sich in diesem Fall, die
bis zur Eröffnung des Verfahrens aufgelaufenen Unterhaltsansprüche
gemäß 

§ 240 Sah 2 wenn die Verwaltungs- und 
Einstellung18 des Insolvenzverfahrens. Entspre-

chendes gilt nach 
Aufhebung17 oder 

Eröffnungsbeschlusses16  oder mit Bekanntmachung der

des Insolvenzverfahrens.
Die Unterbrechung endet also erst durch Bekanntmachung der Auf-
hebung des 

InsO) oder bis zur Beendigung ($85,86 

röff-
net wird. Die Unterbrechung kraft Gesetzes dauert, bis es nach den für
das Insolvenzverfahren geltenden Vorschriften aufgenommen wird

Ins0 5 27 /venzverfahren über das Vermögen einer Partei nach 
-Unterhaltsprozess  unterbrochen wird, wenn das Inshängige? 

rechts-§24OZPO, dass ein bereits Zivilprozessordnung  regelt in 

~~~~~~a~~~~~~~$~~

Die 

ieo~ts~ä~~i~e~  

.;
*demawf  ~~$~~~~e~~ver~a~re~s  

~~~~r~~Eb~~~~~$~~~~~~~~~~  das 

.Wohlverhaltensphase”  auf
Antrag erfolgt, können die Unterhaltsgläubiger solche Forderungen,
die von den Wirkungen der Restschuldbefreiungen nicht erfasst wer-
den, unbeschränkt geltend machen.

3. 

9 287
Abs. 2 Satz 1 normierten sechsjährigen 

Verbraucherinsolvenzverlahren  aus, wenn
diese Forderungen angemeldet sind.‘” Selbst nach Rechtskraft der
Erteilung der Restschuldbefreiung, die nach Ablauf der in 

StGB13 (Verletzung der Unterhaltspflicht) ist
hier einzuordnen. Der deliktische und strafrechtlicher Schutz der Un-
terhaltsverpflichtungen wirkt sich so mittelbar auch auf den Bestand
von Verbindlichkeiten im 

5 170 i.V.m.  
9 823

Abs. 2 BGB 
Schutzgesehverletzung nach 

bestandsmäRiger Weise seinen Unterhaltspflichten entzieht. Auch ein
Schadensersatzanspruch aus einer 

tat-5 826 BGB zu denken sein, wenn sich der Unterhaltsschuldner in 
vorsähliche sittenwidrige Schädigung nach

$9 823 ff. BGB verwirklicht worden
sein. Im Hinblick auf Familienrechtliche Unterhaltsansprüche wird
regelmäßig an eine 

sollen.12 Vom Schuldner muss der Tatbestand einer uner-
laubten Handlung im Sinne der 

Stralanspruch ver-
wirklichen 

un-

erlaubten Handlung beruhen oder den staatlichen 

zusderlaufen,  wenn sich der Schuldner auch solcher
Verbindlichkeiten entledigen könnte, die auf einer vorsätzlichen 

für seine Verbindlichkeiten ermöglicht wer-
den, deshalb würde es der Zweckbestimmung des Restschuldbefrei-
ungsverfahrens 

Be-
treiung von der Haltung 

Ins0 zur
Tabelle angemeldet hatte. Nur einem redlichen Schuldner soll die 

9 174 Abs. 2 cieses Rechtsgrundes nach 

lieh begangenen unerlaubten Handlung von der Restschuldbefreiung
nicht berührt werden, sofern der Gläubiger die entsprechende Forde-
rung unter Angabe 

einervorsäh-
Ins0 in Betracht

kommen, wonach Verbindlichkeiten des Schuldners aus 
5 302 Nr. 1 

InsO. Aus unter-
haltsrechtlicher Sicht wird regelmäßig 

5 201 Abs. 1 
dolt bezeichneten Verbindlichkeiten bleibt es beim

unbegrenzten Nachforderungsrecht des 

Ins0 greift.
Hinsichtlich der 

5 302 forderungen.ll  Es sei denn, der Ausnahmefall des 
Nachforderungsrechl  hinsichtlich der nicht befriedigten Rest-

Ins0
kein 

5 301 rückstindiger  Unterhaltsansprüche gemäß 

Unterhaltsansprffche  nach rechtskräftiger
Restschuldbefreiung

Nach Eintritt der Restschuldbefreiung, die dem redlichen Schuldner
die Möglichkeit eines wirtschaftlichen Neuanfangs bieten soll, haben
die Gläubiger 

Lebensgemeinschalt!0
d. 

tlisher Unterstützung gewährt hat. Dazu zählen
insbesonderedie Geschwister und sonstige in der Nebenlinie mit dem
Schuldner verwandte Personen, Pflegepersonen, Stiefeltern oder
Partner einer nichtehelichen 

seties Haushalts 

auf Unterhaltsleistungen, denen der Schuldner zwar
nicht kraft Gesetzes Unterhalt schuldet, denen er aber als Mitglieder

Familienangehörigen9 sondern eröffnet auch denjenigen Personen
eine Perspektive 

Unterhaltsgewghrung greift
nicht nur für die ohrehin schon kraft Gesetzes Unterhaltsberechtigten

sich aus dem Grundsatz der Gläubigerautonomie
im Insolvenzrecht. Diese Möglichkeit der 
setzbar. Dies ergibt 

fest-Jes Unterhalts aus der Insolvenzmasse frei 

Ins0 um eine freie Ermessensvorschrift handelt und der Empfänger
der Unterhaltsleistungen keinen Rechtsanspruch auf Unterhalt hat,
sind Art und Höhe 

Naturalunterhalt,  zum Beispiel die
weitere unentgeltliche Nutzung einer zur Insolvenzmasse gehörenden
Wohnung, ist denkbar. Da es sich bei der Regelung in $100 Abs. 2

walters.’  Zumeist wird sich d iese Rege lung in der Gewährung von
Barunterhalt vollziehen, aber auch 

Insolvenzver-des 

InsO.  Ob
und in welchem Umfang Unterhalt aus der Insolvenzmasse geleistet
wird, beschließt die Gläubigerversammlung. Bis zu ihrer Entschei-
dung obliegt die Festsetzung dem freien Ermessen 

5 100 Abs. 2 

InsO: Für
die Dauer des Insolvenzverfahrens kann die Gläubigerversammlung
dem Schuldner, seiner Familie, ja sogar dessen früheren Ehegatten
Unterhalt aus der Insolvenzmasse bewilligen, 

100 5 
Ins0

Ein Sonderfall der Unterhaltsgewährung findet sich in 
5 100 

erfasst.
c. Unterhalt aus der Insolvenzmasse, 

Ins0 gehört der Neuerwerb
zur Insolvenzmasse und steht in erster Linie den Insolvenzgläubigern
zur Verfügung. Im Gegensatzzu rückständigen Unterhaltsansprüchen
werden Un terhaltsforderungen, die nach Eröffnung des Verfahrens
en tstehen, nicht von der Restschuldbefreiung 

Ins0 jedoch nicht geltend gemacht werden. Die Eröffnung
hindert also nicht die gerichtliche Durchsetzung des künftigen Unter-
halts außerhalb des Insolvenzverfahrens, auch die Vollstreckung
eines so erlangten Titels in das nicht zur Insolvenzmasse gehörende
Vermögen des Schuldners ist möglich. Dem Unterhaltsberechtigten
ist der Zugriff auf neuerworbenes Einkommen des Schuldners hinge-
gen weitgehend verwehrt, denn nach $35 

9 325 
Nachlassinsolvenz

nach 
Ausnalnme der 

Ins0 können diese Unterhaltsforderungen im
laufenden Insolvenzverfahren mit 

10 9 

ZWangSvollStrKkIJIIQ  wegen eines Unterhalts-
anspruchs in den unpfändbaren Teil der Bezüge jedoch ausdrücklich
zulässig. Wegen 

S. 2 dieser
Vorschrift ist die 

tir
Insolvenzgläubiger für unzulässig erklärt! Nach Abs. 2 

Vollstreckungszugrif insoweit nur Ins0 den 9 89 Abs. 1 
InsolvenzmassegehörendeVermögenvollstrecktwer-

den, weil 

For3erungen” bezeichnet. Sie können unabhängig
vom Insolvenzveriahren eingeklagt und auch während des Verlahrens
in das nichtzur 

,,insolvenztreie  
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zu  den Insolvenzforderungen und werden deswegen auch als

22

Ins0
nicht 

entstehen.b Deshalb gehören Unterhaltsan-
sprüche für die Zeit nach Eröffnung des Verfahrens gemäß $40 

Insolvenzv$ahren hinsichtlich ihres laufenden
Unterhalts als Neugläubiger zu behandeln. Dies ergibt sich daraus,
dass Unterhaltsansprüche auf der Grundlage einer Anspruchsnorm
laufend von Neuem 

muss.
b. laufende Unterhaltsleistungen
Nach der bestehenden Regelung der Insolvenzordnung sind Unter-
haltsberechtigte im 

sual  hat die Eröff nung des Verbraucherinsolvenzverfahrens zur Folge,
dass der Unterhaltsgläubiger Forderungen, die bis zur Eröffnung auf-
gelaufen sind, nicht mehr in einem gesonderten Prozess einklagen
kann, sondern im laufenden Insolvenzverfahren geltend machen 

Prozes-InsO. 9 286 fl 
Ins0 anzumelden und

unterliegen auch der Restschuldbefreiung nach 

Insolvenzverwalter  zur
Eintragung in die Tabelle nach $174, 175 

InsO. Solche Unterhaltsforderungen sind vom Unterhaltsgläu-
biger wie jede andere Insolvenzforderung beim 

lJn\erhaltsleistungen  zum Insolvenzgläubiger nach
$38 

Ins0 aufgelaufene Unterhaltsforderungen nehmen also
am Insolvenzverfahren teil. Sie stellen einen zur Zeit der Eröffnung
des Insolvenzverfahrens begründeten Vermögensanspruch gegen
den Schuldner dar, der Unterhaltsberechtigte wird damit hinsichtlich
rückständiger 

1, Abs. 3 Satz 
$27 Abs. 1Insolvenzverlahrens nach 

regelmä8ig im Voraus zu entrichten sind.5
Bis zum Eröffnungszeitpunkt des 

Moria?, weil familienrecht-
liche Unterhaltsansprüche 

Insolvenzverfahrens,  die bestmögliche
Befriedigung aller vermögensrechtlichen Gläubiger des Schuldners
zu erreichen, gilt auch für Unterhaltsansprüche. Eine Unterhaltsforde-
rung ist dann rückständig, wenn sie im Zeitpunkt der Eröffnung des
Insolvenzverfahrens fällig geworden war aber noch nicht erfüllt ist,
also auch der Anspruch für den aktuellen 

Die gesetzliche Regelung be-
handelt damit den Unterhaltsberechtigten wie andere Insolvenz-
gläubiger. Denn das Ziel des 

InsO,  wenn sie im Zeitpunkt der Eröfl nung des
Insolvenzverfahrens rückständig sind. 

5 35 
Insol-

venzmasse nach 

Unterhaitsleistangen
Unterhaltsansprüche fallen wie jede andere Forderung in die 

Absatr 3.
a. Rückständige  

1 oder direkt
aus dem Gesetz nach 

Sah 1 Eröffnungsbeschluss nach Absatz 
Ins0  geregelt ist. Er ergibt sich entweder aus dem

richterlichen 
4 27 

Insolvenzverfahrens entschei-
dend, der in 

Insolvenzverfahrens die Unterhaltsforderungen entstanden sind.
Dabei ist der Eröffnungszeitpunkt des 

IUnterhaltstatbeständen  ist daher
nicht nötig. Es ist vielmehr darauf abzustellen, in welchem Stadium
des 

UnterhaltsansprLdche des Vierten Buches des BGB. Eine
Unterscheidung nach einzelnen 

Bundesgerichtshofs3vom  23.2.2005 gerückt, der
es heute als Obliegenheil des Unterhaltsschuldners sieht, im Man-
gelfall ein Verbraucherinsolvenzverfahren einzuleiten.

Das heute geltende Insolvenzrecht erfasst unterschiedslos sämtliche
gesetzlichen 

XII. Zivilsenats des 

Schafe’12  und sieht Reformbedarf. Der vorliegende Beitrag beschäftigt
sich mit den Auswirkungen eines Verbraucherinsolvenzverfahrens auf
Unterhaltsleistungen. Kann sich der Unterhaltsschuldner tatsächlich
durch Eröffnung einer Verbraucherinsolvenz seiner Unterhaltsver-
pflichtung entziehen? Und stellt sie nicht sogar eine Chance dar, dem
Unterhaltsschuldner zu mehr Leistungsfähigkeit zu verhelfen? In den
Brennpunkt dieser Diskussion ist auch die aktuelle Entscheidung des

,,Anfälligkeit  des Verbraucherinsolvenzverfahrens für schwarze
nelle"'  Die bayerische Justizministerin Beate Merk (CSU) spricht von
einer 

Insolvenzrecht  sollte kleinen Leuten eine
neue Chance bieten. Doch es profitieren auch Hasardeure und Krimi-

,,Das neue 

Miss-
brauch einlade. So titelt beispielsweise DER SPIEGEL in einer aktu-
elle Reportage: 

Vorwurl,
dass das Verfahren der Verbraucherinsolvenz geradezu zum 

Auswirkungen
Verfahrens auf Unterhaltsleistungen
In der aktuellen Diskussion findet sich immer wieder der 

umrl’.j$$J’  
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- was den Unterhalt von minderjährigen
unverheirateten Kindern angeht-der Boden entzogen.
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zu  leisten, wurde durch die Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs nunmehr 

,,schwarzen
Schafen” die lieber umfangreiche Kredite bedienen anstatt Unter-
haltszahlungen 

,Kriminelle” hingegen kommen nach wie
vor nicht in den Genuss der Wohltaten der Restschuldbefreiung, ent-
sprechende Reglementierung findet sich im Gesetz. Den 

,,Hasardeure” und 

IeiStUnQSfähigele Unterhaltsverpflichtete die-
sen in vielen Fällen tatsächlich auchaufbringen kann. Aus unterhalts-
rechtlicher Sicht hat der Gesetzeber Reformbedarf erkannt und in Form
der drastischen Anhebung der Pfändungsfreigrenzen großteils bereits
umgesetzt. 

Ver-
braucherinsolvenzverfahrens oftmals endlich den ihm zustehenden
Unterhalt, weil der dann 

,,bei Null” be-
ginnen. Dies entspricht dem Ziel der Insolvenzordnung und kann in
Kauf genommen werden, wenn der zu leistende Unterhaltfür die Dauer
der sechsjährigen Wohlverhaltensperiode im Gegenzug gesichert ist.
Der Unterhaltsgläubiger andererseits erhält mit Eröffnung des 

%i. Ergebnis
Das bestehende Insolvenzrecht stellt tatsächlich  eine Chance sowohl
für Unterhaltsverpflichtete als auch für Unterhaltsberechtigte dar. Zum
einen erhält der Unterhaltsverpflichtete die Perspektive der Rest-
schuldbefreiung nach Ablauf der Wohlverhaltensperiode, denn diese
erfasst auch rückständige Unterhaltsforderungen. Es ist ihm also in der
Tatmöglich, sich hinsichtlichdesrückständigen Unterhalts seiner Un-
terhaltsverpflichtung entziehen. Der Unterhaltsschuldner kann so auch
hinsichtlich seiner Unterhaltsverpflichtung noch einmal  

d) Keine erheblichen Einschnitte in die Rechte anderer Gläubiger

Insolvenzverfahrens  im Vergleich zur voraussicht-
lichen Unterhaltspflicht gegenüber minderjährigen Kind

InsO.
c) Dauer des 

95 313 Abs. 1,292 

InsO.
3. keine Unzumutbarkeit der Antragspflicht im konkreten Einzelfall

wegen ”
a) zu erwartenden Kostendes Insolvenzverfahrens
b) Einschränkung der wirtschaftlichen Selbstständigkeit durch

Bestellung eines Treuhänders im Insolvenzverfahren gemäß

$$286  fl 

InsO:  bereits eingetretene oder dro-
hende Zahlungsunfähigkeit

b) Keine durchgreifenden Gründe gegen eine spätere Restschuld-
befreiung nach Maßgabe der 

18 ff $9 

5 1603 Abs. 2 BGB
2. Vorliegen der Voraussetzungen für eine Verbraucherinsolvenz mit

Restschuldbefreiungsmöglichkeit
a) Eröffnungsgrund, 

wiederhenustellen:
1. Gesteigerte Unterhaltspflicht gegenüber minderjährigen unverhei-

rateten Kindern nach 

stüM und der Senat seine dahingehende Rechtsprechung
heute ausdrücklich aufgegeben hat.
c) Prüfungsschema nach Rechtsprechung des BGH
Aus der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 23.2.2005 er-
gibt sich, das ein verschuldeter Unterhaltspflichtiger unter nachfol-
genden Voraussetzungen verpflichtet ist, ein Verbraucherinsolvenz-
verfahren mit Restschuldbefreiungsmöglichkeit einzuleiten, um seine
Leistungsfähigkeit für die Zahlung von Unterhalt zu sichern bezie-
hungsweise 

‘lüsseldoffg geäußert. Nach Auffassung des Senats
sei der Unterhaltsschuldner nicht verpflichtet, seine Leistungsfähigkeit

durch Stellung eines Insolvenzantrags mit Restschuldbefreiung zu
erhöhen. Ob der Senat daran noch festhalten wird ist zweifelhaft, da
sich die ablehnende Haltung auf eine ältere Entscheidung des OLG
Stuttgart 

burg38  und OLG 
Naum-

Nürnberg37  will keine Drittschul-
den berücksichtigen und die Einleitung eines Verbraucherinsolvenz-
Verfahrens mit Restschuldbefreiung einem Unterhaltsschuldner zumu-
ten. Ablehnend gegen eine Obliegenheit haben sich das DLG 

muss demnach eine prognostische
Wertung vornehmen. Auch das OLG 

hinweg nicht dazu in der Lage, den Mindestunterhalt des
gemeinsamen Kindes und den notwendigen Lebensbedarf sicherzu-
stellen. Das entscheidende Gericht 

und/oder sich über einen langen Zeitraum erstrecken. Diese
Situation müsse in den nächsten Jahren fortbestehen und der Schuld-
ner darf ohne die Beantragung des Verbraucherinsolvenzverfahrens
über Jahre 

Verbraucherinsolvenzverfahrens  dann aus-
zugehen, wenn eine nachhaltige Überschuldung vorliege, die Ver-
bindlichkeiten also im Verhältnis zum Einkommen unangemessen
hoch sind 

Koblenz36 sei von
der Zumutbarkeit eines 

zu  verweisen. Nach Auffassung des OLG InsD 
5g286 ff,

304 
braucherinsolven,verfahrens  und Restschuldbefreiung nach 

Ver-

Dresden% hat ent-
schieden, bei nachhaltiger und dauerhafter Überschuldung sei es in der
Regel zumutbar, den Unterhaltsschuldner auf die Einleitung eines 

na& 1566 Abs. 1 BGB ab. Das OLG 

Unterhaltspfli ’:htige verpflichtet sein soll, das Insolvenzverfahren
einzuleiten, stellt das Familiengericht auf den Ablauf des ersten Tren-
nungsjahres 

Nordenharn! Es gehe nicht an, dass der Unter-
haltsverpflichtete umfangreichen Kredite bediene, dafür aber Frau und
Kinder von der Allgemeinheit unterhalten lässt. Als Kriterium, wann
der 

a.F. in Betracht zu
ziehen sei. In diesem Zusammenhang beachtenswert ist auch eine Ent-
scheidung des AG 

Ins0 258fl $5 .Privatkonkurses” nach 
dass bei ehelich geprägten Schulden die Mög-

lichkeit eines 

Hamm33 formulierte erst-
mals im Jahr 2000, 
Bundesgerichtshclfs stand. Bereits das OLG 

(eine Einbuße an Kreditwürdigkeit und Sozialprestige
des Schuldners. Diese Rechtsprechung hielt der Revision vor dem

zu  be-
rücksichtigen sei 

Stuncung  der Verfahrenskosten. Außerdem nicht  
Ins0 und der damit verbundenen M ög -

lichkeit der 
5 4a 

In-
solvenzverfahrens wegen 

nicit zu berücksichtigen seien die Kosten des 
Ins0 vorliegen.

Ausdrücklich 
$5 290,297 

Restschuldhe ’reiung, d.h. keine von vornherein ersichtlichen oder
vorgetragenen Versagungsgründe nach 

gesetrliche Hindernisse für eine künf-
tige 

nichtzumutbar,  wenn 

b?stehender Zahlungsunfähigkeit bei Unregelmäßig-
keiten in der Vergangenheit. Die Einleitung des Insolvenzverfahrens
sei dann 

zu  erfüllen
oder bei bereits 

InsO).  Diese sei gegeben wenn
der Schuldner voraussichtlich nicht in der tage sein wird, die be-
stehenden Zahlungspflichten im Zeitpunkt der Fälligkeit  

16,18 ($5 
zu  wollen. Als Eröffnungsgrund genüge die dro-

hende Zahlungsunfähigkeit 

gegeniber den Belangen von Drittgläubigern stärkeres
Gewicht verschaffen 

Obliegenheit  eines mit Drittschulden belasteten Unter-
haltspflichtigen an, zur Verbesserung seiner Leistungsfähigkeit ein
Insolvenzverfahren mit Restschuldbefreiung einzuleiten. Der Senat be-
gründet seine Entscheidung damit, dass in der Anhebung der Pfän-
dungsfreibeträge die Absicht des Gesetzgebers zum Ausdruck komme,
dem Schutz des ‘Schuldners und seiner Unterhaltsberechtigten An-
gehörigen 

Stuttgaff* vom 24. 4. 2003. Der zu-
ständige Senat änderte hier seine bisherige Rechtsprechung und sieht
es seither als 

die  Rech tsprechung der
Oberlandesgerichte

Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs geht zurück auf eine Be-
rufungsentscheidung des OLG 

b) Uberblick über 
L$tungsfähigkeit  des Unterhaltsverpflichteten.

Grundvoraussehung bleibt also nach wie vor
die 

gewäilren. 

Jass nicht unterhaltspflichtig ist, wer bei Berück-
sichtigung seiner sonstigen Verpflichtungen außerstande ist, ohne Ge-
fährdung seines eigenen angemessenen Unterhalts anderen Personen
Unterhalt zu 

1
BGB ergibt sich, 

5 1603 Abs. 

D;s führt im Ergebnis zu einer stets gebotene Ab-
wägung der unmittelbaren Vorteile einer Einleitung eines Insolvenz-
Verfahrens mit dessen Nachteilen als Ausprägung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im Unterhaltsrecht. Aus 

zu verwenden. 
Verfügbalen Mittel zu ihrem und der Kinder Unterhaltgleichmäßig

gkichgestellten)  Kindern gegenüber verpflichtet sind,
alle 

9 1603 Abs. 2 BGH wonach Eltern ihren Minderjährigen unverheirate-
ten (und denen 

zu  beantragen,
könne sich nach Auffassung des Senats nur aus einer umfassenden

W ürd igung aller vom Unterhaltschuldner darzulegenden Umstände, zu
denen auch die eigenen und die Interessen der Unterhaltsgläubiger
zählen, ergeben. Die gesteigerte Unterhaltspflicht ergibt sich aus

9 1603 Abs. 2 BGB obliegt, Verbraucherinsolvenz 

Ins0  die Möglichkeit einer Verbrau-
cherinsolvenz mit Restschuldbefreiung geschaffen hat, könne an die-
ser Rechtsprechung nicht mehr uneingeschränkt festgehalten werden.
Auf dieser gesetzlichen Grundlage sei es dem Unterhaltsschuldner
jetzt zumutbar, den Unterhaltsansprüchen seiner minderjährigen Kin-
der Vorrang vor sonstigen Verbindlichkeiten einzuräumen. Ob es dem
Unterhaltspflichtigen in Anbetracht der gesteigerten Unterhaltspflicht
nach 

$5 304 ff. 

grundsählich  auch die Ein-
leitung eines Insolvenzverfahrens zur Verbesserung seiner Leistungs-
fähigkeit, um den laufenden Unterhaltsverpflichtungen Vorrang vor
den Darlehensverbindlichkeiten zu verschaffen. Bemerkenswert an der
Entscheidung ist die ausdrückliche Änderung der bisherigen Recht-
sprechung des Senats, vormals hatte er es abgelehnt, den Ansprüchen
Unterhaltsberechtigter einen allgemeinen Vorrang vor anderen Ver-
bindlichkeiten des Unterhaltspflichtigen einzuräumen! ’ Nachdem der
Gesetzgeber mit den 

9 1603 Abs. 2 BGB ge-
halten, alle zumutbaren Möglichkeiten auszunutzen, um deren Un-
terhaltsbedarf sicherzustellen. Dazu zähle 

darstellen.3O  Ein Unterhaltsschuldner ist
nach Auffassung des BGH wegen seiner gesteigerten Unterhaltspflicht
gegenüber minderjährigen Kindern wegen 

gerade  dem Unterhalt Vorrang vor sonstigen Verbindlichkeiten einge-
räumt wird. Bei der Bemessung des laufenden Unterhalts seien Dar-
lehensraten des Unterhaltsschuldners dann nicht zu berücksichtigen.
Das gelte nur dann nicht, wenn der Unterhaltsschuldner Umstände
vorträgt und gegebenenfalls beweist, die eine solche Obliegenheit im
Einzelfall als unzumutbar 

Ver-
braucherinsolvenzverfahren zulässig und geeignet ist, den laufenden
Unterhalt seiner minderjährigen Kinder dadurch sicherzustellen, dass

grundsäfzlich,  wenn das 

Entscheidungzg  sieht es der BGH nunmehr als Obliegenheit
des Unterhaltsschuldners an, zur Sicherung der Unterhaltsansprüche
seiner minderjährigen Kinder ein Verfahren der Verbraucherinsolvenz
einzuleiten. Ihn treffe die Obliegenheit 

$3.2.2ggg
In seiner 

vom  
- Urteil des

XII. Zivilsenats 
desBGN  Rechtsprechung  

Nettoeinkommensz8 im Rahmen der Bestimmung seiner
eigenen Leistungsfähigkeit auf bestehende Drittschulden nicht beru-
fen kann. Diese sind für die Bestimmung des unterhaltsrechtlichen
Einkommens nichtabzugsfähig, ihm wird ein fiktives Einkommen an-
gerechnet, das ihm tatsächlich aber nicht zur Verfügung steht.
a) 

bringLn Übertra-
gen auf die Berechnung von Unterhaltsleistungen bedeutet dies, kon-
kret dass sich der Unterhaltsverpflichtete bei der Berechnung seines
bereinigten 

fiir diesen mit sich 

- nicht selbstständig
durchgesetzt werden können, die Nichtbefolgung durch den Ver-
pflichteten aber Rechtsnachteile 

- in Abgrenzung zu Verpflichtungen 
dass sich Obliegenheiten dadurch auszeichnen,

dass sie 
InsO. Bekannt ist, 

19 287 Abs. 1 Sah 

An trag auf Eröffnung eines Insolvenz-
Verfahrens stellen. In der Praxis wird jedoch der Schuldner den An-
trag stellen, denn nur wenn er selbst das Insolvenzverfahren einleitet,
hat er Perspektiveder Restschuldbefreiung gemäß 

Ins0 Gläu-
biger oder der Schuldner einen 

5 13Abs. 1 Satz2 gelfallberechnung26.  Zwar können nach 
Man-
InsO.

Diese ergibt sich regelmäßig schon aus der Notwendigkeit der 
17f nach% 

Verbraucherinsol-
venzverfahrens vorliegen, insbesondere die drohende oder bereits
eingetretenen Zahlungsunfähigkeit des Schuldners  

Fijr die Anwendung, müssen die all-
gemeinen Voraussetzungen für die Einleitung des 

Unterhaltsgestaltung”25 zur Sicherung des lau-
fenden Unterhalts zu sehen ist. 

,,aktives Instrument der
familienrechtlichen 

:~ ;l: & j&y~ ;- ~ ;
Erstseit kurzem setzt sich die Auffassung durch, dass der Unterhalts-
schuldner zum Zwecke der Erhöhung seiner Leistungsfähigkeit ver-
pflichtet ist, ein Verbraucherinsolvenzverfahren einzuleiten. Neben
der bisherigen Mangelfallberechnung wird mehr und mehr erkannt,
dass auch in der Verbraucherinsolvenz ein 

_,,*>  I pl +n:~~1p2 ,jl, $~~ ‘~ q-J ,: ~ -Jpy;rj 
s:~lol!?sal.;,Jig~:la~.% :;: >gJy; i” :jij @ (-: 3$ !? j 3 

unterhaltsrechtlicler*” Art ist. Dies ist insbesondere
der Fall, nachdem der Gesetzgeber die Pfändungsfreigrenzen dras-
tisch angehoben hat.

cher23 als auch 
vollstreckungsrechtli-

Höheder  Liquiditätssteigerung nach der Anzahl
der Unterhaltspflichten richtet und sowohl 
dit@ wobei sich die 

Liqui-Der Unterhaltsschuldner verfügt oftmals über deutlich höhere 



Hilfs-
Netzwerks erreicht werden.

Das Forum hat sich inzwischen schon als
wichtiges Medium für einen Erstkontakt mit
unserem Verband erwiesen. Darüber lässt sich

ISUV-Foren www.isuv.de

Moderatoren/lnnen,  der Aufbau eines 
voraüsgesetzt  es finden sich weite-

re 

,,erste  Hilfe” im Inter-
net, dies will das ISUV-Forum leisten. Mittel-
fristig soll, 

ISUV-Foren
Mit einer Präsentation stellte Monika Ritz,
Moderatorin, die neuen ISUV-Foren vor.

Das Forum ist inzwischen zu einem wich-
tigen Mittel für Öffentlichkeitsarbeit geworden.
Viele Menschen suchen 

,,Suche”  ermöglicht dann die rasche Zu-
sammenstellung von Urteilen. Ein Newsletter
ermöglicht die Information des Mitglieds, wenn
sich etwas zum gleichen Thema verändert hat.

4. Neue 

html-
Format herunterladen oder auch ausdrucken.
Die 

Homepage  verstärkt.
Eine weitere Leistung für unsere Mitglie-

der ist die neu bearbeitete Urteilsdaten-
bank. Sie wird übersichtlicher gegliedert sein.
Jedes Urteil kann man im pdf-Format, im 

breiteBasis  für
einheitliche Öffentlichkeitsarbeit geschaffen.
Gleichzeitig wird der interaktive Charakter der

ver-
passt werden. Dies fördert natürlich auch
den Wiedererkennungswert des Verbandes.
Durch die Erneuerung wird eine 

Homepage
ging es um Vereinheitlichung. Dem Ver-
band soll ein einheitliches Layout  

Homepage
Bei der Neugestaltung der 

glieder  zur aktiven Arbeit anzusprechen, das
,,Wir-Gefühl” zu stärken, Networking auf allen
Ebenen, Erfahrungsaustausch zu pflegen.

3. Modernisierung der  

it-B
-

nen, ist es, die Augen aufzuhalten und

,,Nachfrage”  am größten ist. Wichtig ist auch
ein kostenloser Eintrag in die Gelben Seiten.
Der kann oft von Mitgliedern mit entsprechen-
den Beziehungen vermittelt werden.

Ebenso wichtig, wie neue Mitglieder gewi

,,schlagendes“  Argument für eine
Mitgliedschaft. Natürlich ist auch die gezielte
Auslage von Infomaterial durch Mitglieder
wichtig, sie wissen natürlich am besten, wo die

-
müssen dargelegt werden. Insbesondere der
Hinweis auf die Kosten für entsprechende Leis-
tungen ist ein 

- Verkaufsargumente 

,,Ein-
gangstür” für neue Mitglieder. Hier müssen die
schnellen und individuellen kommunikativen
Möglichkeiten genützt werden, um potentielle
neue Mitglieder anzusprechen.

Wie könnte es auch anders sein: die Vortei-
le einer Mitgliedschaft 

Homepage  eine gute 

Fa-
milia erreicht werden. Da wir im Zeitalter des
Internets leben, sind das ISUV-Forum und der
weitere Ausbau der 

-. Vorschläge des AK Mitglieder=
gewinnung

Der Arbeitskreis hob insbesondere her-
vor, dass die Leistungen des Verbandes

stärker herausgestellt werden müssen.
Dies gilt für die politische Arbeit in Berlin und
bei den obersten Bundesgerichten. Vergleicht
man mit anderen Verbänden, so wird immer
wieder sehr anschaulich, dass unser Verband
auf Grund seiner Kompetenz Gehör findet.

Zwecks Mitgliedergewinnung muss der Be-
kanntheitsgrad des Verbandes noch gestei-
gert werden. Dies kann beispielsweise durch
gemeinsame Veranstaltung mit VHS, Pro 

Si&  schon jetzt intensiv vorzubereiten.

E#undestag  ein Hearing der Verbän-
de vor dern Rechtsausschuss folgen. Hierauf
gilt es 

angefordert.
Am Ball rnuss der Verband weiterhin bei
der Reform des Unterhaltsrechts blei-
ben. Wenn der Gesetzentwurf vom Kabinett
abgesegnet ist, dürfte nach der ersten Le-
sung im 

intensivier?  werden.
W ichtig sind weiterhin Aktive für die Ar-
beitskreise Zweitfamilien und Steuerrecht.
W ichtig und neu zu gründen wäre ein Ar-
beitskreis Nichtehelichenrecht.
Des Weiteren steht eine Reform des
Grundsatzprogramms an.
Angefordert ist auch eine Stellungnahme
des BMJ  zur Mediation.
Des Weiteren ist eine Stellungnahme zur
Strukturreform des Versorgungsaus-
gleichs 

Aktivenschu-
Rungen verbessert und 

2OO!j  am Netz sind, entwickelten sich
als Renner. Monatlich haben sich über 200
Mitglieder neu registrieren lassen.

Als Perspektiven nannte Salchow:
Das Rechtsgutscheinsystem soll verbes-
sert und vereinheitlicht werden.
Um mehr Aktive zu gewinnen und diese
länger zu halten, sollen die 

1.  1. 
die  neuen ISUV-Foren, die seit-4 Auch 

Homepage  wa-
ren und sind sehr erfolgreich. Über 63.000
Einzelabrufe erfolgten von der Urteilsdaten-
bank.

,Jahre  hinweg gelurgen, uns als Informa-
tionsgeber für Nachrichtenagenturen hoch-
zuarbeiten. Natürlich wünschen wir uns
noch mehr Beachtung. Aber die Presse
entscheidet oft nach Mitgliederzahlen, wie
oft ein Verband erwähnt wird. Und da kön-
nen auch wir noch einiges tun. Es war ein
vordringliches Ziel der Klausurtagung, sich
Gedanken zu machen über eine effizientere
Mitgliedergewinnung.
Urteilsdatenbank und  

riahmen  des Verbandes. Es gibt Urteile, in
denen der Verband direkt erwähnt wird.
Auch die Beachtung in der Presse ist
beachtlich. Immerhin ist es über die letzten

Stellung-

Online-
Dienste unserer Homepage “ sowie am Sonntag früh die Vorstellung des Cochemer Modells.

1. Tendenzen des Verbandes, Ziele,
Perspektiven und Leistungen

In seiner Einführung legte ISUV-Vorsitzender
Michael Salchow dar, worin die Schwerpunkte
vergangener Arbeit lagen und welche Ziele
und Perspektiven im Vordergrund stehen.

Salchow hob hervor; dass der Verband in
Berlin Gehör findet aufgrund seiner Kom-
petenz. Dies hat sich insbesondere bei der
Reform des Unterhaltsrechts bewährt. So
gelang es schon im Entwurfsstadium un-
sere Gedanken und Anregungen zu artiku-
lieren und zu diskutieren.
Auch bei den Bundesgerichten findet  der
Verband Gehör. Die:; zeigt sich in 

künftige ,,Optimierung  der Urteilsbank und 

Homepage und die neuen Foren
wurden den Aktiven in Karlsruhe vorgestellt und mit ihnen diskutiert. Weitere Bereiche der
Klausurtagung waren eine Präsentation  

Homepage
Die diesjährige Klausurtagung unseres Verbandes in Karlsruhe vom 22. bis 24.4. stand unter
dem Motto ,,Den Verband stärken durch neue Mitglieder und Aktive “. Im Zentrum standen
Richtlinien, Arbeitsanregungen, praktische Vorschläge und Tipps für die Arbeit in den Be-
zirkssteilen und mit der Homepage. Das Konzept der neuen 

-
Neue e ffi zientere 

- W ie nu tze
ich die neuen Foren? 

W ie
vo m Ve rband? 
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LinderJosef 

- nicht mit
Trauerarbeit ausgeglichen werden kann.

- laut Kodjoe 

Destabilisie-
rung sowohl physisch wie auch psychisch. Be-
sonders fatal ist, dass der Verlust eines Eltern-
teils oder eines Kindes 

- Auch für die
Eltern hat der Verlust der Kinder fatale Folgen:
Sie haben ein höheres Unfallrisiko, höheres
Suizidrisiko, häufiger Burn out, 

,,Diese Kinder geben
sich nach Außen stark, nach Innen sind sie
schwach. Die Polarisierung der Eltern spiegelt
sich wider in Freundschaften ” 

,,schmut-
zige Wäsche ” gewaschen wird, womit in der
Regel die Ernotionen hochgepeitscht werden.

Die Ergeonisse sprechen für sich: Selbst
die zerstrittexten Paare haben sich als Eltern-
teile zusammengefunden und tragen weiterhin
gemeinsam Verantwortung für ihre Kinder. Das
Unmögliche kann also mit entsprechendem
Engagement und entsprechendem Grundkon-
sens der Professionen möglich gemacht wer-
den. Alle Erfahrung lehrt, dass die gemein-
same elterliche Verantwortung allen Beteiligten
nur Vorteile bringt.

Ganz wichtig, dies wird von vielen Betrof-
fenen beklagt: Termine bei Gericht werden in
Cochem inrerhalb von 14 Tagen anberaumt.
Anwälte schreiben keine Schriftsätze mehr, Ju-
gendämter schreiben keine Stellungnahmen

mehr, denn Beides hat sich in der Praxis als
konfliktfördernd erwiesen. Die Richter besu-
chen mit Mitarbeitern der Jugendämter die
Familien, fahren mit dem Kind zum Vater, also
man engagiert sich für ein Ziel. Wenn es Kon-
flikte gibt, dann sind schnelle Beratungstermi-
ne in Beratungsstellen möglich. Kann man sich
im Gerichtssaal nicht einigen, so werden die
Eltern sogleich durch die Beratungsstellen be-
treut. Kommt es zum Gerichtstermin, so findet
dort nicht der Große Knall statt, vielmehr sind
dann schon alle Aspekte einer Einigung vor-
bereitet. Zieht jemand nicht mit, so werden ihm
Beratungsstunden zugemutet. Grundvoraus-
setzung damit eine Lösung möglich wird,
Eltern müssen im Interesse des Kindeswohls
miteinander zu reden.

Ursula Kodjoe zeigte auf, wie wichtig das
Gespräch der Eltern trotz Trennung und Schei-
dung für die gemeinsame elterliche Verant-
wortung und für das Kindeswohl ist. In der
Regel wollen Eltern Kindern keinen Schaden
zufügen. Unglückliche und schicksalhafte Kon-
fliktsituationen für Eltern und Kinder entstehen
dadurch, dass im Zusammenhang mit der
Trennung partnerschaftliche Probleme die ob-
jektive Sichtweise für das Kindeswohl über-
lagern.

Bricht der Kontakt zu einem Elternteil, so ist
das fatal für die Kinder: 

LSsung  zu finden. Wichtig ist auch
nach Rudolphs Auffassung, dass die Anwälte
mitmachen, so dass in Briefen keine  

meir offen gehalten. Insofern werden
alle Beteiligte auf den Weg geschickt, eine ge-
meinsame 

;3ller Beteiligten keine Alternative.
Zukünftig wird kein Weg zum alleinigen Sorge-
recht hin 

(KIllder,  Eltern, Richter, Anwälte, Ju-
gendämter). Sie ist langfristig für alle schädlich,
nicht zuletzt für die Gesellschaft. Zur gemein-
samen elterlichen Verantwortung gibt es nach
Auffassung 

Sorcle wirkt sich auf alle Beteiligten ne-
gativ aus 

c!es  Modells: Die gemeinsame el-
terliche Verantwortung ist immer möglich. Die
alleinige 

Eltern und deren Verhalten,
die, da sie in der Regel an ihrer Bedeutung
für das Wohlergehen der Kinder gemessen
werden, häufig gewollt oder ungewollt be-
wertenden Charakter bekommen.

Ziel dieser Zusammenarbeit ist es, möglichst
frühzeitig Konfliktlösungen zu erarbeiten. Damit

ISUV-Foren www.isuv.de

werden gerichtliche Verfahren reduziert. Ist ein
gerichtliches Verfahren unvermeidbar, wird die
Kooperation mit dem Ziel einer von den Eltern
gemeinsam getragenen Regelung fortgesetzt.
Wichtig, unc für die Beteiligten bedeutet dies
zusätzlichen Zeitaufwand: Sie müssen sich re-
gelmäßig kontaktieren. Des Weiteren erfordert
die Kooperation Teamgeist, Offenheit und Ein-
blick in das Denken der anderen Professionen.

Familienrichter Jürgen Rudolph nannte als
Prämissen 

Teimine,  stattgefundene und beendete
Maßnahmen.
Mitteilungen über erarbeitete bzw. er-
zielte Übereinkünfte  halten in kurzer
schriftlicher Form die Vereinbarungen fest,
die verbindlich erzielt wurden.
Informationen zu den betroffenen Kin-
dern sind Informationen zum Entwick-
lungsstand der Kinder, deren Befindlichkeit,
Ängste, Nöte oder Wünsche und Hoffnun-
gen. Ausdrücklich nicht gemeint sind In-
formationen darüber, wie Vater oder Mutter
sich gegenüber den Kindern verhalten.
Informationen zu den Eltern und deren
Verhalten: Gemeint sind hier Informatio-
nen über die 

BeratungsstellelJugendamt  und Ver-
fahrensbeteiligten festgelegt:

Mitteilungen über den Stand der Bera-
tung sind Informationen über vereinbarte

-
zwischen 

- quasi den Gelenkstelle des Modells 

gefundene/erarbeitete
Regelung tragen.

Schließlich wurde folgender Informations-
weg 

betroffene11  Eltern und Kinder und
nicht zuletzt die beteiligten Professionen ein-
deutig Vorteile ziehen. Wichtig war, dass die
Anwaltschaft gewonnen werden konnte.

Grundlage der Kooperation ist eine ab-
gestufte Kommunikation zwischen den Pro-
fessionen und den Beteiligten. Wichtig ist so
Lengowski die Autonomie der Eltern, denn sie
müssen schließlich die 

entschlosseii  haben und heute eine
Vernetzung erreicht wurde, aus der alle Be-
teiligten, die 

Len-
gowski führte aus, dass vor gut zehn Jahren
die betroffenen Professionen sich zur Zusam-
menarbeit 

Moderatorin-
nen ins Forum eingewiesen. Sie konnten sich
von der schnellen und unkomplizierten Nut-
zung überzeugen. Am Ende stand die Über-
zeugung: Wer jemals mit einem Schreibpro-
gramm geschrieben hat, der kann auch im
Forum posten.

5. Cochemer Modell
Ausgangspunkt des Modells war es, die ge-
meinsame elterliche Sorge umzusetzen.  

Pos-
tings. Die Bezirksstellenleiter und Bezirksstel-
lenleiterinnen wurden abschließend von den
anwesenden Moderatoren und  

Forum  auch als Ergänzung
und Entlastung der Arbeit in den Bezirksstel-
len. Ebenso kann es zur Überbrückung der
Zeit zwischen den Vorträgen dienen.

Monika Ritz veranschaulichte die einfache
Handhabung der Registrierung und des 

oft
mehr Informationen,  weil einfach unter den
700 Nutzern die Chance größer ist, einen spe-
zifisch Betroffenen zu finden.

Gedacht ist das 

iunkompliziert Informa-
tionen weitergegeben werden. Auch finden
sich bei besonderen Fallkonstellationen  

MeinlJng  der Basis einholen
und Meinungsbildung betreiben. Des Weiteren
können schnell und  

hervorragend die  
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des.  Kalenderjahrs geschieden
waren oder während des ganzen Kalenderjahrs dau-
ernd getrennt gelebt haben, können Unterhaltsleis-
tungen als außergewöhnliche Belastung berücksich-
tigt werden.

ISUV-Foren 

Wphnsitzstaates des Empfängers not-
wendig und angemessen sind. Nur wenn die Ehegat-
ten bereits zu Beginn 

£ jährlich übersteigen. Lebt der Empfänger
nicht im Inland, können die Unterhaltsleistungen nur
insoweit abgezogen werden, als sie nach den Ver-
hältnissen des 

624,-  

f ab 2005) im Kalenderjahr vom Gesamt-
betrag der Einkünfte abgezogen werden. Der Höchst-
betrag muss jedoch um alle Einkünfte und Bezüge des
Empfängers, die zur Bestreitung seines Unterhalts be-
stimmt oder geeignet sind, gekürzt werden, soweit sie

Zr%- 
C für 2004,(7.428,- £ für 2002 und 2003 7,188,- 

fänget sondern seinem Ehegatten zugerechnet
werden. Gleicht der Geber die Nachteile durchzusätz-
liche Zahlungen an den Empfänger aus, sind diese
Mehrleistungen ebenfalls Unterhaltsleistungen. Durch
die Zurechnung dieser Mehrbeträge können-sich wei-
tere Nachteile ergeben. Unterhaltsleistungen als außer-
gewöhnliche Belastung Wird ein Antrag auf Sonder-
ausgabenabzug der Unterhaltsleistungen nicht gestellt,
die Zustimmung vom Empfänger wirksam widerrufen
oder nicht erteilt, können die für den Lebensunterhalt
notwendigen Unterhaltsleistungen (z.B. Wohnungs-
miete, Ernährung und Kleidung) beim Geber durch
eine Steuerermäßigung wegen außergewöhnlicher
Belastung berücksichtigt werden. Die Einkommen-
steuer wird dann dadurch ermäßigt, dass die Un-
terhaltsleistungen bis zu einem Höchstbetrag von

Stipendien-
emp 

102,-f  beträgt. Durch die steuer-
liche Zurechnung der Unterhaltseinkünfte kann nicht
nur eine Einkommensteuerbelastung entstehen; sie
kann auch zum Verlust von staatlichen Förderungs-
leistungen führen, z.B. der Wohnungsbauprämie,&
Arbeitnehmer-Sparzulage für vermögenswirksame Leis-
tungen, der Gewährung von Waisen-, Eltern- und Aus-
gleichsrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz
sowie von Leistungen nach dem Bundesausbildungs-
förderungsgesetz [BAföG). Nachteile können ferner
bei Stipendien und bei Darlehensrückzahlungen nach
dem Graduiertenförderungsgesetz eintreten, selbst
wenn die Unterhaltseinkünfte nicht dem  

dac
wenn sie auf vertraglicher Vereinbarung beruhen.
Ohne Bedeutung ist, ob sie über den Rahmen dessen
hinausgehen, was der Empfänger nach bürgerlichem
Recht beanspruchen kann und für welchen Zweck der
Empfänger die Geldleistungen verwendet. Es kommt
nicht darauf an, ob der Empfänger wegen seiner Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse und seiner
Erwerbsmöglichkeiten nach bürgerlichem Recht Un-
terhaltsleistungen fordern könnte und ob der Geber
aufgrund seiner Leistungsfähigkeit zu entsprechen-
den Unterhaltsleistungen verpflichtet ist. Zurechnung
des Unterhalts als sonstige Einkünfte beim unbe-
schränkt steuerpflichtigen Empfänger Stimmt der
Empfänger dem Antrag zu, werden ihm die Unterhalts-
leistungen als sonstige Einkünfte zugerechnet und zu-
sammen mit seinen anderen Einkünften der Einkom-
mensbesteuerung unterworfen. Bei der Ermittlung der
sonstigen Einkünfte werden die mit ihren zusammen-
hängenden Werbungskosten abgezogen, mindestens
mit einem Pauschbetrag, der für diese Unterhaltsleis-
tungen, für Leibrenten und andere wiederkehrende
Bezüge zusammen  

wer-

den, gleichgültig, ob es sich um laufende oder ein-
malige Leistungen handelt und ob sie in Geld oder
Geldeswert (Sachleistungen) bestehen, Die Zuwen-
dungen stellen auch dann Unterhaltsleistungen  

Unterhaltslei.stungen  im steuerlichen Sinne sind alle
Zuwendungen, die ohne Gegenleistung gewährt 

Pro-
zessvergleich ersetzt werden. Ist die Zustimmung da-
von abhängig, dass der Geber Sicherheit leistet, so
wird die Zustimmung mit Erteilung der vollstreckba-
ren Ausfertigung des rechtskräftigen Urteils wirksam.
Unterhaltsleistungen

13.805,-f grundsätzlich als Son-
derausgaben abziehen kann. Die Zustimmung ist bis
auf Widerruf wirksam und kann nur vor Beginn des
Kalenderjahrs, für das sie erstmals nicht mehr gelten
soll, gegenüber dem Finanzamt widerrufen werden.
Ohne die Zustimmung des Empfängers kommt der
Sonderausgabenabzug beim Geber nicht in Betracht.
Der Geber kann den Anspruch auf Zustimmung zivil-
rechtlich geltend machen. Die Zustimmung kann in
diesem Fall durch eine rechtskräftige Verurteilung zu
ihrer Abgabe oder durch einen entsprechenden 

ZusCmmung kann zivilrechtlich davon ab-
hängig gemacht werden, dass der Geber die eintre-
tenden Nachteile dem Empfänger ersetzt. Sie gilt dem
Grunde nach, d.h. sie bezieht sich nicht auf die Höhe
der Unterhaltsleistungen, sondern darauf, dass der
Geber den tatsächlich geleisteten Unterhalt bis  zum
Höchstbetrag von  

lq, Die 
einho-- 

EmpfJngers
muss der Geber-und nicht das Finanzamt  

f%ger die Unterhaltsleistungen zu ver-
steuern hat, ist das ßealsplitting von seiner Zustim-
mung abhängig. Die Zustimmung des 

für,iedes  Kalenderjahr neu gestellt werden.
Der Antrag darf nicht an eine Bedingung geknüpft
werden.
Zustimmung des Empfängers
Da der Emp 

Vordru(:k zu verwenden. Ist der Antrag beim
Finanzamt gestellt, kann er nicht mehrzurückgenom-
men werden. Er ist nur für das Kalenderjahr bindend,
für das der Sonderausgabenabzug beantragt wird,
und muss 

KindeL  Antrag des Gebers, Für den Antrag ist
dieser 

obuernd  getrennt lebenden Ehegatten.
Das ßealsplitting gilt nicht für Unterhaltsleistungen
an 

gilt der Höchstbetrag für jeden geschie-
denen oder  

abziehba[  Der An-
trag auf Sonderausgabenabzug darf jedoch auf einen
niedrigeren Betrag beschränkt werden, auch wenn die
tatsächlichen Unterhaltsleistungen den geltend ge-
machten Betrag übersteigen. Die den geltend ge-
machten Betrag oder den Höchstbetrag übersteigend
den Unterhaltsleistungen können nicht als außerge-
wöhnliche Belastungen berücksichtigt werden. Leis-
tet eine steuerpflichtige Person Unterhalt an mehrere
Ehegatten, 

f 13.805,-  

versteue1-t  in dem er ansässig ist. Unterhalts-
leistungen sind in der tatsächlich geleisteten Höhe
höchstens aber bis zu 

EWß wohnt, Dies gilt nur; wenn der
Geber durch eine Bescheinigung der zuständigen
ausländischen Steuerbehörde jährlich nachweist,
dass der Empfänger den erhaltenen Betrag in dem
Staat 

ElJ/des 

(EWß)  kann Unterhalts-
aufwendungen im Rahmen des ßealsplittings auch
dann absetzen, wenn der geschiedene oder dauernd
getrennt lebende Ehegatte zwar nicht unbeschränkt
steuerpflichtig ist, aber in einem anderen Mitglied-
staat der 

z.B. Doppelbesteuerungsabkommen mit
Dänemark, Kanada und den USA). Ein unbeschränkt
steuerpflichtiger Staatsangehöriger eines Mitglied-

Staates der Europäischen Union (EU) oder des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes 

- Geber und Empfänger unbeschränkt steuerpflich-
tig sind

(Ausnahme: 

- der Empfänger diesem Antrag zustimmt und
ausdrticklich beantragt,- der Geber dies 

£ jährlich als Sonderausgaben abziehen,
wenn
13.805,-  

(Empfgnger)  bis zu einem Höchstbetrag von

muss,  so-
weit sie vom Geber als Sonderausgaben abgezogen
werden können.
Erläuterungen
Unterhaltsleistungen an den geschiedenen oder dau-
ernd getrennt lebenden Ehegatten können entweder
als Sonderausgaben oder als außergewöhnliche Be-
lastung berücksichtigt werden. Abzug als Sonderaus-
gaben (ßealsplitting) Der unterhaltsverpflichtete Ehe-
gatte (Geber) kann seine Unterhaltsleistungen an den
geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehe-
gatten 

£) als sonstige Einkünfte versteuern - 

£ abzüglich
der Werbungskosten (mindestens Pauschbetrag von
102, 

13.805,-  

- auch für alle darauf fol-
genden Kalenderjahre. Mir ist bekannt, dass ich die
Zustimmung nur vor Beginn des Kalenderjahres, für
das sie erstmals nicht gelten soll, gegenüber dem für
mich zuständigen Finanzamt widerrufen kann. Außer-
dem ist mir bekannt, dass ich Unterhaltsleistungen
bis zum Höchstbetrag von 

- solange
sie nicht widerrufen wird 

;~
Name, Geburtsdatum, Anschrift, Zuständiges Finanz-
amt und Steuernummer
Ich stimme hiermit dem Antrag auf Abzug von Unter-
haltsleistungen als Sonderausgaben dem Grunde
nach zu. Die Zustimmung ist erstmals für das oben
eingetragene Kalenderjahr gültig. Sie gilt 

JXi 3,: >. /> ~1 .,.T..J.. j 
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muss unterschreiben, einen Steuerberater,
der etwas anderes behauptet, sollte man schleunigst
in Rente schicken Details hierzu, siehe unten.

Grüße, Ottmar

genku/anlage_u.pdf
Ich habe außerdem  die wichtigsten Infos aus die-

sem Dokument hier unten kopiert. Die Antwort auf
deine Frage: Ein ganz klares Ja, der Unterhaltsbe-
rechtigte 

http://www.steuer.bayern.de/vordrucke/Ol_est/anla-

i
Hallo Jens,
Du findest  die Anlage U unter dem folgenden Link:

,-

v
MUSS eigentlich der Unterhaltsberechtigte die
Anlage U unterschreiben? Ein Steuerberater hat
dies bejaht,  der andere verneint. Was ist nun richtig.
Wer hat einschlägige Erfahrungen?

Für baldige Antwort bin ich dankbar. Jens

Ü 
krum

Be ispiel Anlage 
Anfrage  im einer  Protokoll 
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MfG, Fuerte Ventura (ISUV)

Nach-
teilsausgleich aus den Vorjahren könnte sich nach-
teilig auswirken.

blatt.  beachtet? Auch ein bisher nicht erfolgter  
ISUV-Merk-o.a. 

,,usw.“.
Mind. diese beiden Voraussetzungen müssen erfüllt
sein, sonst wird die Klage wohl scheitern. Wurden die
wichtigen Informationen aus dem  

1, Zur Unterzeichnung der Anlage U besteht keine
Verpflichtung (siehe  weiter oben), sondern nur
zur Zustimmung zum begrenzten Realsplitting.

2. Zu ersetzen sind alle dadurch entstehenden finan-
ziellen Nachteile, nicht nur die steuerlichen 

g, ISUV-Merkblatt). Aufgrund Deiner
obigen Zeilen vermute ich allerdings, dass die Auf-
forderung in mind. zwei Punkten nicht richtig  formu-
liert sein könnte, um die Zustimmungsverpflichtung
gerichtlich durchzusetzen.

ßegründun-
gen (Verpflichtung zur Einkommenserhöhung des Un-
terhaltszahlers, Übernahmeerklärung für ihre Steuer-
schuld usw.) mitgeliefert. Sie unterschreibt trotzdem
nicht. Welche Möglichkeiten habe ich nun?? Danke
für die Antwort.

Gruß an Dich -und alle Leidensgenossen die mit-
lesen -vom Hasenmann

Hallo Hasenmann,
bei einer Verweigerung der Zustimmung zum begrenz-
ten Realsplitting besteht die Möglichkeit der Klage
(Muster im o.  

MfG, Fuerte Ventura (ISUV)

Hallo Fuerte Ventura,
ich komme noch einmal auf das Thema zurück. Ich
habe die Ex per Einschreiben aufgefordert, die Anlage
U zu unterzeichnen und entsprechende  

- und mit evtl.
Folgen -kann und will ich mich nicht auseinanderset-
zen. Dies bitte mit einem Rechtsanwalt nach Wahl klären.

,,versehentlich” nicht zugesichert wurde. Zahlt er nicht,
wird Hasenexfrau wohl klagen und auch keine Zustim-
mung für 2003ff erteilen (müssen). Ob nun die Unter-
schrift gefälscht wurde oder nicht, damit  

- anerkannt hat. Dadurch ist ein Steuer-
vorteil für Hasenmann entstanden und Hasenexfrau wird
steuerliche Nachteile haben. Diese Nachteile wird Ha-
senmann wohl ausgleichen müssen, denn er ist dazu
nach dem Grundsatz von Treu und Glauben (so  BGH)
verpflichtet. Auch dann, wenn der Nachteilsausgleich

.

Hallo Hasenmann.
Schon ein kurioser Fall, der da geschildert wird. Fakt ist
aber, dass Staatsanwaltschaft eingestellt hat. Fakt ist
auch, dass das Finanzamt Unterhaltsleistungen auf An-
trag von Hasenmann  in 2001 und auch in 2002 als
Sonderausgaben -und somit auch die Zustimmung von
Hasenexfrau 

, _!

._-.,>i  

;) : , : -’  f’  _::  _; 

,,gefälschten Unterschrift”: Kann ich mit
dieser Sachlage etwas Sinnvolles anfangen? Immerhin
wurde ich in Misskredit gebracht.

Danke für das Engagement
Gruß vom Hasenmann

- noch eine Anmer-
kung zu der  

- und als verlockendes Angebot den Ausgleich
2002 bonusmäßig anbieten. Okay  
ches 

Nachteilsausglei-

Nach-
teilsausgleich) den Nachteilsausgleich zu zahlen, dann
kann sie nicht die Unterschrift für das Jahr 2003ff. ver-
weigern. Das ist nicht schlüssig. Anders herum, könn-
te ich in die Offensive gehen und eine Unterschrift für

2003 fordern -mit Zusicherung des  

dungen/Rückfragen durch. Ich denke, wenn ich nun
von der Ex die Aufforderung bekommen sollte, für das
Jahr 2002 (keine Absprache oder Zusage zum  

ßeanstan-

-
widerrufen. Dieses war im Herbst 2002. Komisch: Im
Scheidungsjahr 2001 lief die Anlage U ohne  

MfG, Fuerte Ventura (ISUV)

die Zustimmung wurde- ca. drei Wochen nachdem die
Behauptung mit der gefälschten Unterschrift aufkam  

vom-n Unterhaltsempfänger vorab erhält.
Real-

splittings 

zurri  Nachteilsausgleich davon abhängig
machen, dass der Unterhaltspflichtige alle relevanten
Informationen zur Prüfung des begrenzten  

g,egenüber dem Finanzamt nicht zurück-
gezogen werden kann! Vielleicht kann man auch  die
Zusage 

Real-
splittings auf Auskunft. Die Chancen dürften gar nicht
schlecht stehen, wenn man u.a. damit begründet,
dass ein Antrag auf Abzug der Sonderausgaben
(Anlage U)  

‘/on

So oder so ähnlich habe ich es auch gelesen (Kosten
des Nachteilsausgleichs stand aber nicht direkt
drin). Vielleicht klagt mal jemand in diesem Zusam-
menhang vor Inanspruchnahme des begrenzten  

:!orher ~iacnr-ilauroleich  sind  dell filr 
iasei7iiianii

Die Kosten 
:IOI’ Uiiginal 

aus-
sind.

rxac;t
Ja, der Unterhaltspflichtige sollte den Ausgleich aller
finanziellen Nachteile zusagen. Aber besser nicht jede
einzelne Position angeben, weil z.B. Steuerberatungs-
kosten nur unter bestimmten Voraussetzungen  

+i:lciNn~  ansia~xlslor-  rer die  
ml  die-ilai iihaiten lai7l  :i,:” njen)  Transfer/eiqtt  

‘~tel?,~;lJ,:ratt;rigskosi~n staatliche(Steuernachti:rI
Nachteilausgleicnwn Verpflichtungsiri,,~I ”lc  

U erforderlich ist.
Gruß, Ottmar

Um welches Fachbuch handelt es sich?

Für den Unterhaltspflichtigen besteht die allgemeine
Obliegenheit, alle zumutbaren Maßnahmen zu veran-
lassen, um seine Leistungsfähigkeit zu erhöhen bzw.
zu erhalten. Nimmt er das begrenzte Realsplitting
nicht in Anspruch, kann er unterhaltsrechtlich so be-
handelt werden. als hätte er diese Steuervorteile!

die 

Zustimmung zur Anlage  

alleine  unterschreibt). Ich hatte die
Frage nicht in  dem Sinne verstanden: Ist der Unter-

haltsberechtigte verpflichtet durch seine Unterschrift
zuzustimmen. Deswegen meine Antwort: Natürlich
muss er (auch) unterschreiben, in dem Sinne, dass
seine 

Realsplit-
ting bedarf keiner besonderen Form, sie kann schrift-
lich oder auch zur Niederschrift des Finanzamtes
erklärt werden. Verweigert der Unterhaltsempfänger
diese Zustimmung trok Erklärung des Unterhalts-
pflichtigen zum Ausgleich aller finanziellen Nachteile,
so kann seine Zustimmung durch Urteil ersetzt
werden. Die Verurteilung bezieht sich nur auf das
entsprechende Jahr. Weitere Informationen und ein
Klagemuster finden sich in  ISUV-Merkblatt Nr. 55.

Hallo Fuerte Ventura,
völlig korrekt, da habe ich die Frage von Jens wohl
zu wörtlich genommen Ich habe es so verstanden:
MUSS der Unterhaltsberechtigte die Erklärung  (auch)
unterschreiben (oder reicht es aus, wenn  der Unter-
haltspflichtige 

U verurteilt werden. Die Zustimmung
des Unterhaltsempfängers zum begrenzten  

missverstanden.  Der Unter-
haltsempfänger kann daher auch nicht zur Unterzeich-
nung der Anlage 

off 266/96). Dies wird  
XII

ZR 

andere finanzielle Nachteileentstehen. Diefinan-
ziellen Nachteile sind dem Unterhaltsempfänger vom
Unterhaltspflichtigen zu ersetzen. Die Verpflichtung
zur Zustimmung zum begrenzten Realsplitting besteht
nur, wenn der Unterhaltspflichtige gegenüber dem
Unterhaltsempfänger in geeigneter Form erklärt, die-
sen von allen finanziellen Nachteilen aus der Inan-
spruchnahme des begrenzten Realsplittings freizu-
stellen. Es ist aber zu unterscheiden zwischen der Ver-
pflichtung des Unterhaltsempfängers zur Zustimmung
zum begrenzten Realsplitting und einer  nicht beste-
henden Verpflichtung zur speziellen Unterzeich-
nung der Anlage U (BGH, Urteil vom 29.4.1998,  

muss die Anlage U nicht unterzeichnen,
abe r

Die Anlage U verwendet der Unterhaltspflichtige
zur Inanspruchnahme des begrenzten Realsplittings
und erzielt dadurch einen Steuervorteil. Das begrenz-
te Realsplitting bedarf der Zustimmung des Unter-
haltsempfängers. Beim Unterhaltsempfänger können
durch das begrenzte Realsplitting steuerliche und
auch 

=> Diese Aussage ist allerdings nicht
durch ein Referenzurteil untermauert. Warten wir mal
ab, ob wir nicht doch noch einen entschiedenen Hin-
weis von fachkundigen Mitstreitern erhalten.

Gruß an Dich -der Hasenmann

Nein Ottmar, er  

muss vom begrenzten Realsplitting kei-
neswegs Gebrauch machen Umgekehrt  muss aber die
Frau zustimmen, wenn sie die Verpflichtungserklärung
zum Nachteilausgleich (Steuernachteil, Steuerbera-
tungskosten, staatliche Transferleistungen) vom Mann
erhalten hat und dieser  die anstandslose Begleichung
zusagt. Die Kosten für den Nachteilausgleich sind vor-
her von der Frau genau zu beziffern, damit der Mann
überprüfen kann, ob ein Realsplitting überhaupt loh-
nenswert ist.  

- weil
TOP-aktuell. In einem mir vorliegenden Fachbuch
über Unterhaltsrecht von 2003 heißt es:

Der Mann 

,,-

Hallo Jens,
genau diese Frage interessiert mich ebenfalls  

L, 

j/j‘1;:; .--: >, ‘_’~_  
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dann 

und.  was äm
Ende vorhanden ist (End-
vermögen). Die 

ver&ögen)  
(Anfaweinaebracht  hat 
ia  die Ehecr  was  

in=
auflisten. 

Jeder  gemeinxhaft.  
Ehepaare  in Zugewinn-

leben  dieGilterhwmung  
Ehevertrag  m i tOhne  

V~?geel 
WSSgMdMtdhl

entsprccheod.Streiwert  

ImmOb ii HL Unterhalt
strittig. erhöht sich der

B.  Sind Hausrat.
E.  das Ge-

richt 438  
1853  

8 erhält der
Anwalt 

4M)o  z.B.  

dem
Streitwert. Bei einem ge-
meinsamen Monatsnetto
von 

GeriehtsLostenl  Das
richtet sich nach  
nnd  

hwalt3-sied  teuer  
Streii ab

WK 

Thema  Schei-
dungskosten:

Kosten hängen
vom 

ums  
Fragen
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Die wichtigsten 
ler  
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Ehe  be-
deutet meist den An-

fang 

as  Ende einer  

gehen.

D

tarn  arbeiten 
nur halbmuss  ve.rsorgt.  

ZVM Jahren
bemiiht.  Wer

Kinder unter 

der  Unterhaltsberechtigte
sich nicht nachweislich um
eine Stelle 

wemwerden.  gekiira  & 
itttSJ,ZE

kostenbei  oder kann in
Dann  bleibt das Verfahren
Amtsg.Yicht  beantragen).

kostet

zu  beachten?

Die finanzielle Katastrophe verhindern
Konflikte nach  der Scheidung aus dem  Weg räumen: ‘Verträge möglichst trennen

Was eine Scheidung 

ist  unbedingt 

Ehe bricht, aber Unterhalt bleibt? Die Kosten
einer Scheidung

Trennung: War 



,,Mein ” Sohn wollte mit mir
ausziehen. Aber das war mir dann doch zu
paradox. Ich dachte, meine Frau würde ihm
alles erklären. Aber es kam wiederum nur die
Erklärung: Papa und Mama verstehen sich nicht
mehr. Ich konnte und wo llte i hm n icht den
eigentlichen Grund sagen.

- 

99,99%iger  Sicherheit gelie-
fert, dass ich eben nicht der Erzeuger bin.

Ich stellte meine Frau, erfuhr, der Vater muss
wohl ein US-Soldat sein, der inzwischen in den
Weiten der USA verschwunden ist. Ich wartete
mehrere Wochen auf Entschuldigung, auf  e ine
angemessene Reaktion. Jedoch es folgte nichts
als Schweigen. Daher zog ich die Konsequen-
zen und zog aus. 

Und ich bekam mit 

ßedanlon

von den Gentests erfuhr, wollte ich es w issen.

ahnfiche  Probleme
haben. Die 

Sbnlich  denken und  
Mltgliedern  aufzunehmen,

die 
zu anderen  Kontakt 

SuEern  und
um 
gun#  gestellt, um seine Meinung zu 

VerfU-ein  Forum zur  Mltplied  wird hier 
ISUV-MItglIedern  widerspiegeln soll.

Jedem 

Meinunp,  dass das Leserforum eine Plattform
ist, die die Vielfalt der Standpunkte und Meinun-
gen von  

Die  Redaktion ist der
die  mit der Meinung der Redaktion nicht

Uberelnstlmmen müssen.  

hlltglledern
handelt, 

MeinungsäuBerungen  von  
slcb  umBS  hin,  dass 

* Der Name des Mitglieds ist der Redaktion bekannt, er möchte
aus berechtigten Interessen seinen Namen nicht nennen.

ir weisen darauf 

2005/2) 3 9

W ir sollten im Report darauf hinweisen, dass die
Archivierungsfrist bei der Bank nur zehn Jahre
beträgt, sodass es empfehlenswert ist, alle zehn
Jahre sich einen Bankstatus ausdrucken zu
lassen. Tut man dies nicht, so ist nach zwölf
Jahren das Anfangsvermögen (Stichtag Heirat)
bei der Bank nicht mehr nachvollziehbar.

Elke Müller, Bad Kissingen

(Juni  104 Repcrt  Nr.  iSU\//\JDL  

- Was hat mir
nun letztlich der Vaterschaftstest gebracht? Ganz
einfach die Wahrheit, ich fühle mich freier, ich
würde es wieder machen.

Herrmann Hoch*, NRW

Tipp: Archivierungsfrist

Sport  zusammen, ich war mit ihm
beim Skifahren. Den Umgang mit ihm sehe ich als
soziales Engagement, als weiterhin wichtigen
Orientierungspunkt für den Jungen. Ob ich ihm
die wahren Verwandtschaftsverhältnisse jemals
sage, ich weiß es nicht. Jedenfalls zahle ich mei-
ner Frau keinen Kindesunterhalt und sie akzeptiert
das, zumindest hat sie seit meinem Auszug noch
keinen Kindesunterhalt gefordert. 

l

Jetzt nach eineinhalb Jahren weiß ich, dass es
richtig war, ihm nichts zu sagen. Sollte ich ihn auf
die Reise in die USA schicken, um nach seinem
Vater zu suchen? -Wir haben regelmäßigen Um-
gang, machen 

Z.H.  Hermann Hupfer Postfach 21 0107.90119  Nürnberg

I
\ISUV-Geschäftsstelle  ,,Audio-Video-Archiv ” /&sse:  

ersetrt.Auslaoen  werden natürlich 
,,relevanten” Sendungen im Fernsehen oder

Radio? Ihre 

Mitschnit-
te von 

I

Bitte teilen Sie uns dies mit. Haben Sie 

I

aufgetreten und haben dazu eine Aufzeichnung?
Sind INV-Aktivitäten  im Fernsehen geplant?

-- ob privat, regional oder öffentlich-rechtlich  
- oder im

Radio 

im Fernsehen
_ ob privat, regional oder öffentlich-rechtlich  
Audio-Video-Archiv  Sind Sie 

,,meinem ” Sohn. Als ichinnererTreue  gegenüber 

‘bleibt ihr an diesem Thema dran,  f ü r
m ich war das immer ein Grund, weiterhin dem
Verband die Treue zu halten und für ihn zu wer-
ben. Auch mir wurde ein Sohn unterschoben,
ich war schon immer misstrauisch, ganz einfach
weil der Zeugungstermin recht fragwürdig war.
Ich sprach meine Exfrau darauf an, jedoch sie
beruh ig te m ich: die Augen, Nase, Be ine,
ganz der Papa. Ich blieb misstrauisch, wollte
aber das ganze juristische Gezerre nicht haben,
auch aus Angst vor den Kosten und auch aus

- oder viel-
leicht nach dem Antidiskriminierungsgesetz zu
klagen. Bernd Frank, Hessen

Wahrheit macht frei
Se it Jahren 

Vater zu werden. Wenn ein Mann
kein Recht mehr hat, die Identität seines Kindes
ohne Erlaubnis der Mutter zu erfahren, dann ist
es an der Zeit als Mann zu streiken 

g#Jt,  die keine Kinder wollen, die sich
verweigern 

-
Aus meiner Erfahrung verstehe ich die Män-

ner nur zu 

,;chon war. Zum Papa ernannte
meine Expartnerin kraft ihrer unumschränkten
Machtstellung einen anderen, meinen Nachfol-
ger. Auch er ist nicht der biologische Vater.

Wenn mir dann Frau Zypries kommt und an-
regt, es müsse eine Diskussion geführt werden,
warum Männer Frauen nicht trauen, dann verste-
he ich die Welt nicht mehr. Welches Bild hat diese
Frau von den Beziehungen, von Männern und
von Frauen. Möglicherweise meint sie ja ganz im
Ernst, dass Seitensprünge Männersache sind. 

- ein guter Beitrag
zur Bevölkerungspolitik!
Ich rate nur jedem Mann, äußerste Vorsicht wal-
ten zu lassen bei der Anerkennung der Vater-
schaft. In meinem Fall wurde von Anfang an nur
der Zahlemann gesucht, möglicherweise kannte
meine Partnerin den Vater selbst nicht. Aber das
weiß ich erst, nachdem mir zwei frühere Freunde
von ihr die Augen geöffnet und einer mir die ent-
sprechenden Utensilien für den Vaterschaftstest
beschafft haben. Sonst wäre ich heute noch der
gehörnte Zahlemann, der ich bis zum Vater-
schaftstest 

*, Hessen

Bravo Frau Zypries 

Iäuf!  dann unter dem Deckmantel Da-
tenschutz. Hans Hofmann 

sberlege,  es geht doch darum: Der
Betrogene wird bestraft, die Betrügerin belohnt.
Und das 

- Ich be-
grüße es, dass sich unser Verband für die Ver-
hinderung dieses Gesetzes einsetzt. Wenn ich
es mir genau 

Blutsverwandtschaft  nicht einfach durch
eine soziale Vaterschaft ersetzen kann.  

will/kann  ich keinen Kontakt pflegen.
Er war zum G lück n ie zu eng, weil ich unbewusst
immer eine m ir bis zum Vaterschaftstest uner-
klärliche Distanz zu ihm hatte. Ich glaube, dass
man 

ExfraU  nur, wenn ich sie nach
dem biologischen Vater frage, damit ich von ihm
den Unterhalt wieder zurückfordern kann, Mit
dem Kind  

E
Unterhalt. Dafür wurde ich noch verhöhnt. Wei-
terhin lacht meine 

32.000,-  me ines ist, über 

1

ein Kind, das nicht 

~. .l.i^~...__ ,’d&kt.  Sie der Schuh 
.di

und wollen wissen, wo 
$1~  f@r  ‘s!nd  w ir ‘“&)lfgod& ;an-df&&&fts-bitte  Sla Leserbriefe  sanden  ‘&d 

VorschläueAnregungen, gescbtitzten ,.$!e 
._.___,. .-~- Q---

m iss-
braucht. Ich wurde zwölf Jahre lang betrogen,
bin seit acht Jahren geschieden und bezahlte für

ISUV-Foren www.isuv.de

muss  herhalten
Wenn die Bundesjustizministerin den Daten-
schutz verletzt sieht, so halte ich ihr entge-
gen meine Daten wurden auch verletzt, 

Fri@  Müller*, Niedersachsen

Datenschutz 

- Was mich einfach
nur wütend macht, ist das Geschwätz der Jus-
tizministerin. Treffend umschreiben Sie das mit
Be trug legalisieren und Väter kriminalisieren.
Was Datenschutz anbelangt, wo sind die  Daten
denn besser aufgehoben als beim Vater?

lie8 sich auf kein Gespräch
ein. Nun freue ich mich auf den Augenblick, wenn
ich ihr die Ergebnisse des Tests vorlegen kann.

Wer mir Leid tut, ist die Tochter, sie sieht in
m ir den Vater. Aber ich denke, dass es auch für
sie besser ist, die Wahrheit zu kennen. Um Kin-
der, aber auch Erwachsene nicht in derartige
Konflikte zu bringen, sollte, was der ISUV auch
vorschlägt, gleich bei Geburt ein Vaterschafts-
test durchgeführt werden.  

dass ich die-
sen Verdacht los bin, nicht mehr gehörnt. Zwei-
mal habe ich meiner Frau eine Brücke zur Wahr-
heit gebaut, aber sie 

wurde.  Ich weiß, dass
unsere Beziehung nicht mehr möglich ist. -Aber
immer öfter fühle ich Erleichterung, 

mir kommt es so vor, als ob
m ir der Boden entzogen  

,,meiner ”
Tochter bin. Einerseits bin ich verzweifelt wegen
des Vertrauensbruchs, der schon einmal vor un-
serer Beziehung im Raum stand, der aber von ihr
abgestritten wurde. Andererseits bin ich wütend
auf sie, aber auch auf mich, dass ich trotz meines
Verdachtes habe alles so weiterlaufen lassen,
spätestens nach einem halben Jahr, als mich der
Verdacht nicht mehr losließ. Manchmal bin ich
enttäuscht, resigniert,  

-
Erleichtert
Ich gehe durch ein Wechselbad der Gefühle, seit-
dem ich durch einen heimlichen Gentest weiß,
dass ich nun e inma l n icht der Vater 

- Enttäuscht - Wütend 

N iiberg

Zum Thema Vaterschaftstest erreichten uns
vier Briefe. Alle Betroffenen sind Väter, alle
wollen aus verständlichen Gründen anonym
bleiben. Alle Briefe machen den Eindruck,
dass sich die Betroffenen frei schreiben wol-
len. Aus den Briefen spricht  tiefe Verletzung,
sie mussten daher in Abstimmung mit den Be-
troffenen umformuliert werden.

Verzweifelt 

BuGeschSrhtvttfrei bei der  vnd v~~vddid~  

Gesellsthoh  für Verbraucherentschuldung.

Information 

Uberschuldet?
Direkte, menschliche, praktische und unbürokratische Hilfe bietet
die DGV , die Deutsche 

Selbständigkeit verloren?


